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Vorwort. 



Die erfindungsreiche Technik, welche die Yerkehrs- 
mittel um das elegante Institut der Telephonie yermehrt 
hat, ruft auch die Juristen auf den Platz und gibt ihnen 
die Gelegenheit die Elastizität ihres Geistes dadurch zu 
beweisen, dass diesem modernsten Mittel des Nach- 
richtenaustausches der richtige Ciyilstand angewiesen wird 
und dass überhaupt die damit verbundenen Rechtsfragen 
correct erfasst und gelost werden. 

Aus der Menge der auf diesem Gebiete des Fern- 
sprechwesens auftauchenden juristischen Gesichtspunkte 
habe ich hier die zu Gunsten der telephonischen Anstalten 
in Frage liegende Expropriation der Grund- und Haus- 
eigenthümer herausge^iffen und an der Hand der in der 
schweizerischen Praxis gemachten Erfahrungen, sowie 
unter Yergleichung des französischen und belgischen 
Gesetzes erörtert. Bei dieser Gelegenheit suchte ich die 
yerschiedenen Rechte, um welche es sich bei diesem mo- 
dernsten Expropriationsverfahren handelt, juristisch zu das- 
sifiziren und zu characterisiren. 

Der Broschüre wird wenigstens die Anerkennung 
nicht vorenthalten werden, dass sie eine actuelle Frage 
aus dem modernen Yerkehrsrechte behandle. 

Zürich, im Mai 1888. 

Der Verfasser. 



Einleitung. 



Wenn auch ein hervorragender Nationalökonom ^) ge- 
sagt hat, dass die Telephonie noch auf dem Standpunkte 
eines grossen und nicht abgeschlossenen Experimentes stehe, 
so ist doch klar, dass die Juristen das Recht und die 
Pflicht haben, die mit dieser modernsten Verkehrsanstalt 
zusammenhängenden Fragen einer doctrinellen Unter- 
suchung zu unterziehen. 

Ich habe diese wissenschaftliche Aufgabe an meinem 
Orte in einer eingehenden Monographie^) erfüllt und komme 
heute auf die Materie zurück, weil mir die grosse Ad- 
Yocaturpraxis, in der ich stehe, eine sehr willkommene 
Gelegenheit gegeben hat, einzelne in der grauen Theorie 
erörterte Gesichtspunkte am grünen Baume des Lebens zu 
prüfen, zu erörtern und zu widerlegen : ich machte speciell 
einen practischen Cursus durch über die telephonrecht- 



*) L. V. Stein, Finanzwissenschaft II, 1, S. 330, 5. Aufl. 

*) Das Telephonrecht , eine rechtsvergleichende Abhandlung 
(Leipzig, 1885). Diese Arbeit ist in Deutschland ausserordentlich 
vielfach und in der anerkennendsten Weise angezeigt worden. Zwei 
Eecensenten (Dr. Ludewig in der deutschen Litteraturzeitung VI, 
S. 756 und 757, und Dr. Münz in Grünhut's Z. XIV, S. 253—255) 
haben geglaubt, im Vorbeigehen ausführen zu sollen, dass das Tele- 
phonrecht keine selbständige Existenz friste. Ich kann diesen ohne 
Beweis gelassenen Standpunkt nicht theilen und möchte für die 
Richtigkeit meiner Ansicht gerade hier von einer vereinzelten 
Richtung aus den Gegenbeweis antreten. Im Weitern verweise ich 
auf meine Schrift: Das Recht der modernen Verkehrs- und Trans- 
portanstalten (Leipzig, 1888), S. 118—130. 
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liehe Expropriation. Freilich wäre ich in diesem 
practischen Collegium des Telephonrechts nach meinen frü- 
hem Erörterungen in der eben citirten Schrift richtiger- 
weise der pradestinirte Anwalt des schweizerischen Staats 
gewesen, allein ich bin sehr froh, dass ich die bedrohten 
Grund- und Hauseigenthümer zu vertreten berufen wurde, 
weil ich auf diese Weise am besten die Gelegenheit er- 
hielt, meine theoretischen Ansichten neu und von einem 
etwas veränderten Gesichtswinkel aus zu erwägen und auf 
die Probe zu stellen. 

Diese Erfahrungen im telephonischen Expropriations- 
rechte sind es, über welche ich hier auf Grund der 
Yerhandlungen , der Entscheide der schweizerischen 
„Schätzungscommission^ und der „XJrtheilsanträge^ der 
bundesgerichtlichen Commission^) reden möchte. Dabei 
gebe ich mich der Hoffnung hin, dass der Gegenstand schon 
wegen des Reizes der Neuheit einiges Interesse sowohl 
in der Schweiz als auch in Deutschland einflösse:* 
hier wie dort können jeden Augenblick die gleichen 
Fragen auftreten und für diesen Fall mag es nicht un- 
erwünscht sein, die gemachten Bechtsproben zu kennen, 
um darauf weiter zu bauen, sie zu corrigiren oder zu 
adoptiren. Ueberhaupt ist jeder Grund- und Hauseigen- 
thümer der Gefahr ausgesetzt, der telephonrechtlichen 
Expropriation unterworfen zu werden. Damach hat er 
sicherlich ein praktisches Interesse, über die entscheiden- 
den Rechtsfragen klar unterrichtet zu sein. 

Dadurch, dass ich diese Erörterungen über einen 
vereinzelten Zweig des Telephonrechts aus seiner practi- 
schen Anwendung publizire, glaube ich die Juristen mit 

^) Zur Aufklärung über diese Bezeichnungen aus dem eidge- 
nössischen Expropriationsverfahren verweise ich auf meine Schrift: 
Das Becht der modernen Verkehrs- und Transportanstalten, S. 36 
und 37. 
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Recht auf diese neueste und sehr mteressante Provinz 
unserer Wissenschaft aufmerksam zu machen. Die wieder- 
holte Anregung scheint mir durchaus nöthig; denn das 
ganze Recht der modernen Transport- und Verkehrsan- 
stalten ist in Deutschland und der Schweiz noch lange 
nicht genügend beachtet. 

Jedenfalls werden wir sofort sehen, dass wir auf dem 
Boden der telephonrechtlichen Expropriation weit entfernt 
sind, juristische Experimente zu treiben. Die Fragen, 
welche hier auftauchen, besitzen eine sehr greifbare Rea- 
lität und zwar bis zu einem Siedepunkte, welcher dem 
schweizerischen Post- und Eisenbahndepartement (zu wel- 
chem Ressort auch die Telegraphie und Telephonie gehört) 
stellenweise sehr unangenehm geworden war. 



I. 



Was die principielle Frage anbetrifft, ob die Ex- 
propriation auch auf die Telephonie angewendet werden 
könne, so muss sofort mit dem Geständnisse begonnen wer- 
den, dass der Bechtszustand in einzebien Staaten ein sehr 
fragwürdiger ist. 

Der staatsrechtlichen Stellung der Telephonie gebricht 
es sowohl in Deutschland als in der Schweiz an der nöthi- 
gen Klarheit. 

Was Deutschland anbetrifft, so kann von einem 
reichsrechtlichen Telephonregal nicht gesprochen werden. 
Allerdings wird yielfiach der Satz aufgestellt, dass die Tele- 
phonie nur eine Spielart der Telegraphie sei, allein wenn 
dies auch richtig sein sollte, so ist damit für die staatsrecht- 
liche Position des Femsprechwesens noch nichts bewiesen. 
Denn es besteht in Deutschland auch kein reichsrechtliches 
Telegraphenregal. ^) Ich habe freilich in meiner fipühern 
Schrift^ den Standpunkt vertreten, dass auf Grund des 
Art. 48 der deutschen Beichsyerfassung die rechtliche 
Existenz eines Telegraphenregals angenommen werden 
dürfe. Allein diese Bechtsansicht habe ich längst aufge- 
geben, wiewohl ich sie erst im Telephonrechte öffentlich 
zurücknahm.^) Daher kommt es, dass mich Ludewig ^) 

^) Ein particnläres Telegraphenmonopol ezistirt blos in Elsass- 
Lothringen nnd in Sachsen. Vgl. meine Schrift: Das Recht der 
modernen Verkehrs- nnd Transportanstalten, S. 104 nnd 105. 

«) Das Telegraphenrecht, S. 11 ff. (2. Anfl., Zürich, 1873). 

») Das Telephonrecht, S. 31. 

*) Lndewig in Goldschmidt's Z. XXXI, S. 107. 
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auch neuestens noch als Anhänger jener Theorie auf- 
führt. 

Laband hat in durchschlagender Weise die fragliche 
Irrlehre bekämpft.*) Freilich gibt es auch in dieser Ma- 
terie eine sehr eigenthümUche sententia media: Schrötter 
behauptet, es bestehe für das deutsche Recht ,,gewi8ser- 
massen^ ein Telegraphenmonopol ^jfactisch".*) Ueber eine 
solche Meinung ist freilich weiter nicht zu discutiren. 

Wenn ich nun auch nicht glaube, dass die Telephonie 
in Deutschland „Sklavenketten*' trage und dass die Zu- 
stände in dieser Richtung „geradezu schmachvolle^ seien^)^ 
so ist doch anzuerkennen, dass dem gesetzlichen Zustand 
der Telegraphie, unter dem auch die Telephonie leiden 
muss, in Deutschland ein Ende bereitet werden sollte. 

Nun ist es allerdings richtig, dass nach meinem Wis- 
sen in Deutschland die Expropriation im Interesse der Tele- 
graphie nicht beansprucht zu werden pflegt, obwohl sie 
zum Beispiel in Preussen theoretisch für zulässig an- 
gesehen wird*). Allein erst die Telephonie hat das 
Bedürfniss nach den unendlich vielen Leitungen auch 
über Privateigenthum geweckt, während die Telegraphie 
sich aus einer begreiflichen Yorliebe mit den Strassen 

') Laband, Staatsrecht 11, S. 311 ff., und im Handbnche des 
öffentlichen Eechts von Marquardsen IE, 1, S. 151 ff. In Note 3 
fährt Laband treffend und mit grosser Entschiedenheit aus, dass das 
Telegraphenrechtsmonopol durch ein Heichsgesetz festgestellt werden 
sollte, anstatt dasselbe auf haltlose Interpretationen zu bauen. Der 
Grund, weswegen jener reguläre Weg immer noch nicht betreten 
wird, liegt darin, dass die sonstigen Fragen des Telegraphenrechts 
bei Erlass eines Heichsgesetzes auch geordnet würden, was eben die 
Reichstelegraphenverwaltung verhindern will. Vgl. auch v. Stengel 
Verwaltungsrecht § 97. 

') Schrötter, das prenssische Eisenbahnrecht, S. 172. 

«) Willmann, das Telephon (Rostock, 1886), S. 54. 

*) Vgl. F. Seydel , das Gesetz über die Enteignung von Grund- 
eigenthum, 2. Aufl., 1887, S. 16. 
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und dem öffentlichen Terrain begnügte*). So lange das 
System ßysselberghe, d. h. die Benutzbar keit der Tele- 
graphenleitungen im Interesse der Telephonie nicht weitere 
Fortschritte macht, muss diese Verkehrsspecialität selb- 
ständige Drahteinrichtungen besitzen, was bei einem inten- 
siven und dichten Netze ausserordentlich umständlich ist^). 
Auch in der Schweiz ist die Telephonie in ihrer 
staatsrechtlichen Stellung nicht klar und exact behandelt 
worden. Während in Deutschland unter den Auspizien 
des grossen Generalpostmeisters Stephan mit starker Hand 
die Telephonie sofort nach ihrer Geburt in die Sphäre des 
staatlichen Betriebes eingefügt worden ist, war in der 
Schweiz zunächst ein unsicheres und schwankendes Ver- 
fahren an der Tagesordnung. Am 24. Juli 1880 ertheilte 
der Bundesrath zwei Privatpersonen eine Telephonconcession 
für die Stadt Zürich auf zwanzig Jahre^). Dieser schwere 
und für mich gänzlich unverständliche und unerklärliche 
Missgriff wurde dann auf eine sehr eigenthümliche Weise 
zum Theil wieder redressirt: die zwei Privatpersonen hat- 
ten unvorsichtigerweise übersehen, sich die Concession zu 
Händen einer Actiengesellschaft ertheilen zu lassen und 
als es sich dann darum handelte, die Rechte an einen 
Actienverein abzutreten, kürzte der Bundesrath die Con- 
cession auf fünf Jahre. Dieser Vorgang, sowie die Ueber- 
lassung der Exploitation dieser Verkehrsfunction an eine 
Privatgesellschaft überhaupt enthält ein characteristisches 



*) Anders z. B. in Brasilien. Hier wird das Terrain der öffent- 
lichen Strassen vermieden, damit der öffentliclie Grebraucli nicht 
beeinträchtigt wird. Vgl. Journal töl^graphique (Organ des inter- 
nationalen Telegraphenbureau's in Bern), IX, S. 96. 

') Vgl. auch Eareis in der Zeitschrift für Electrotechnik, III, 
S. 742. 

') Diese Concession ist in meinem Telephonrechte, S. 16—18, 
abgedruckt. 
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Bild des schweizerischen Telephonwesens. Dieses Pactum 
war um so unverständlicher, als schon Ende 1878 die 
Bundesversammlung auf Grund eines sehr sorgfältigen Be- 
richtes des schweizerischen Bundesrathes ^) die Beschwerde 
eines Privaten (Ehrenberg) wegen der von dieser Behörde 
erlassenen Telephonverordnung abgewiesen hatte. Dadurch 
wurde ein fester Anhaltspunkt geschaffen, an den man sich 
aber, wie wir sahen, nicht hielt! Nach einigen Jahren 
und bevor die Concession für das zürcherische Telephon- 
netz auslief (31. December 1885), entschloss sich der 
schweizerische Bund, diese modernste Verkehrsthätigkeit 
zu verstaatlichen. In Folge dessen wurde denn auch die 
ganze Telephoneinrichtung in Zürich vom Bunde käuflich 
erworben^. Mit 1. Januar 1886 ging dieselbe auf die 
Eidgenossenschaft über und sie hat auch schon vorher in 
den übrigen Theilen der Schweiz ein weitverzweigtes Tele- 
phonnetz erstellt. Während die zürcherische Telephon- 
actiengesellschaft von den Hauseigenthümern die Bewilli- 
gung erhalten hatte, gegen Reverse und gegen Gewährung 
von Gratistelephonen Drähte über den Luftraum zu span- 
nen oder Telephonträger auf die Dächer zu erstellen, ge- 
lang dies dem Bunde als Rechtsnachfolger nicht überall 
und es gab einzelne Häusereigenthümer, welche diese 
Handänderung in der Telephonie benützten, um die Frage 
juristisch zu ordnen. Bei dieser Gelegenheit entstanden 
Divergenzen über den materiellen Inhalt und die Bedeutung 
des Telephonrechts und daraufhin kam es zu Streitig- 
keiten. 

Mit Decret vom 1. November 1884 ordnete der 
Bundesrath die Einleitung des Expropriationsverfahrens 
an gegen einen Hauseigenthümer (in Basel), welcher sich 



*) Abgedruckt am gleichen Orte, S. 61 — 67. 

«) Bundesblatt 1884, IV, 274—276; 1885, I, 765 und 766. 
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weigerte, das Ziehen von Telephondrähten über den Luft- 
raum zu gestatten. 

Angesichts dieses Vorganges konnte es nicht befrem- 
den, dass der Bundesrath die gleiche Massregel anwen- 
dete gegen diejenigen Hauseigenthümer in Zürich, welche 
die Telephondrähte und Telephonträger von ihren Reali- 
täten fem halten wollten. 

Freilich entstand nun sofort die Frage, ob der Bund 
überhaupt befugt sei, die Expropriation im Interesse der 
Telephonie für sich in Anspruch zu nehmen. Einzelne 
Hauseigenthümer bestritten die staatsrechtliche Competenz. 

Artikel 1 des schweizerischen Expropriationsgesetzes 
fixirt als alternative Voraussetzung zur Expropriation den 
Fall: 

a) dass öffentliche Werke von Bundeswegen errichtet 
werden oder 

b) dass die Anwendung dieses Bundesgesetzes auf 
andere öffentliche Werke von der Bundesver- 
sammlung beschlossen werde. 

Nun liess sich allerdings sagen, dass der unter a er- 
wähnte Fall hier nicht vorliege; denn das zürcherische 
Telephonnetz war vollendet und als eine im Betriebe be- 
findliche Anlage vom Bunde übernommen worden. Es 
ist auch wahr, dass Art. 2 (des cit. Ges.), welcher die 
Abtretungspflicht behufs des Betriebs und der Unterhal- 
tung regelt, hier nicht in Betracht kommen kann. Unter 
Errichtungen, welche dem Betriebe und der Unterhaltung 
eines öffentlichen Werkes dienen, können nicht die das 
Werk selbst ausmachenden Objecto, also die Anlage 
als solche verstanden werden. In dieser Richtung durfte 
gegen die verlangte Expropriation auch auf Art. 6, 7, 8 des 
schweizerischen Gesetzes abgestellt werden ; denn in diesen 
Bestimmungen ist überall von der Errichtung eines 
öffentlichen Werkes die Rede. Art. 10 dieses Gesetzes 
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spricht von einem Werke, welches „ausgeführt^ werden 
soll. Art. 2 des mehrerwähnten Gesetzes hat also offen- 
bar nur secundäre Theile der Unternehmung im Auge. 
Was den unter litt, b erwähnten Fall anbetrifft, so wurde 
geltend gemacht, er liege hier nicht vor; denn die Bundes- 
versammlung habe einen ausdrücklichen Beschluss nie 
gefasst. 

Ueberdies wurde von einem Expropriaten behauptet, 
diese herbe Massregel der Zwangsenteignung habe nur 
dann einzutreten, wenn die Errichtung des öffentlichen 
Werkes dies „erforderlich mache*' und dieses Requisit 
liege nicht vor, weil der Bund sich anders, z. B. auch 
durch Telephonkabel, behelfen könne. 

In denjenigen Fällen, welche ich zur Parteivertretung 
übernommen habe, warf ich die eben erwähnten zwei Fra- 
gen über die Expropriationsberechtigung des Staates nicht 
auf. Ich ging dabei von der Ansicht aus, dass die Be- 
tonung des Wortes „Errichtung*' (wie es im Expropria- 
tionsgesetze verwendet wird) anlässlich der Uebemahme 
des Theilstückes der zürcherischen Telephonie ein allzu 
weit gehendes Haften am sprachlichen Ausdrucke des 
Gesetzgebers enthalte : ich liebe die juristische Haarspalt^ 
maschine nur in beschränkter Weise! Zur Noth hätte 
übrigens auf jene Bedenken erwiedert werden können, es 
sei zulässig, die Begründung und Durchführung eines 
staatlichen Telephonbetriebes auch als die Errichtung eines 
Werkes zu bezeichnen. Und was die weitere Argumen- 
tation anbetrifft, so entging mir zwar die Thatsache nicht, 
dass in der That ein formlicher Beschluss von der Bundes- 
versammlung nicht erlassen worden ist, wonach die An- 
wendung des Expropriationsrechtes auf die Telephonie als 
zulässig erklärt worden wäre. Auch kann nicht geläugnet 
werden, dass der Bundesrath correcter und den Normen 
des Bundesrechtes entsprechender gehandelt hätte, wenn 
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er die staatsrechtüclie Stellung der Telephonie expressis 
verbis klar geordnet hatte, sei es, dass er die förmliche 
Monopolisirung dieses neuesten Yerkehrsmittels und die 
Anwendbarkeit des Expropriationsrechtes zu dessen Gun- 
sten hätte aussprechen lassen. Diese staatsrechtliche Pro- 
cedur hätte der Einbürgerung und Eingliederung der 
Telephonie in das Getriebe der Staatsthätigkeit nur nützen 
können. Allein auf der andern Seite durfte die Frage 
allerdings durch die Erledigung des ßecurses Ehrenberg 
(December 1878), durch die Uebernahme des Telephon- 
netzes in Zürich und noch mehr durch die Genehmigung 
der bundesräthlichen Geschäftsberichte als implicite geord- 
net betrachtet werden. So gelangte ich zu der Ueber- 
zeugung, dass die Bestreitung der Expropriationspflicht 
aussichtslos gewesen wäre, zumal laut Artikel 36 der 
Bundesverfassung das „Telegraphenwesen^ als Bundes- 
sache erklärt worden war und die Telephonie allerdings 
als eine technische Verzweigung der Telegraphie ange- 
sehen werden kann. Freilich ist es richtig, dass zu 
Gxinsten der Telegraphie die Expropriation auch in der 
Schweiz nie angerufen worden war; indessen kommt 
dieser negativen Thatsache eine entscheidende Bedeu- 
tung nicht zu. 

Ich konnte mich um so weniger dazu entschUessen, 
jene grundsätzliche Frage aufzuwerfen, als es der Bundes- 
rath allein ist, welcher nach dem schweizerischen Gesetze 
in souveräner Weise über die Zulässigkeit der Expropria- 
tion zu entscheiden hat ^). Es bedurfte und bedarf keiner 
grossen Divinationsgabe, um vorauszusehen, dass diejenige 
Instanz, welche die Einleitung des Expropriationsverfah- 
rens angeordnet hatte, nicht dazu kommen werde, sich 

^) Ein Beciirsreclit an die Bundesversammlung besteht nicht. 
Vgl. Hürlimann : Die eidgenössische Eisenbahngesetzgebung, S. 78, 
ad Art. 25. 
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später wieder zu dementiren : die Anrufung solcher Schein- 
rechtsinstanzen perhorrescire ich. ^) 

Uebrigens bin ich auch jetzt noch der Meinung, dass 
die Gesetzgebung vollständig das Recht hätte, für die im 
Interesse der Telephonie nothigen Anstalten (wenigstens 
für das Ziehen der Drähte über dem Luftraum, sowie 
unter dem Terrain, ferner für die Errichtung von Telephon- 
stangen und unter gewissen Umständen für die Telephon- 
träger) das Expropriationsrecht neu einzuführen. Die 
Frage kann nur die sein, ob dasselbe für alle Telephon- 
einrichtungen oder nur für einzelne Theile und unter dem 
Vorbehalte eines wirklichen Nothstandes anerkannt werden 
müsse. Ich fahrte früher^) aus: 

1. Dass die Expropriation bezüglich der Erstellung 
von Telephonträgem auf dem Dache zulässig sei, 
wenn: 

a) das Dach des betre£fenden Qrundeigenthümers 
zu der rationellen Exploitation der Telephonie 
unbedingt nothig sei; 

b) eine abzuändernde Erstellung der Stützpuncte 
mit einer ganz ungebührlichen Eostenvermeh- 
rung verbunden wäre, also eine wirkliche Noth 
vorliege. 

2. Dass die Expropriation für die Errichtung von 
Telephonstationen auf den Dächern nicht bewilligt 

^) Dieser Vorgang ist eia neuer Beweis dafür, dass in der 
Schweiz ein Verwaltungsgerichtshof durchaus Noth thut. Ich habe 
hierauf schon wiederholt au^erksam gemacht, z. B. in meinem Kechts- 
gutachten und Gesetzesvorschlag betreffend die Schuldexecution und 
den Konkurs gegen Gemeinden, Bern 1885, S. 258 und zuletzt in 
meiner Broschüre über das Markens trafrecht (Bern 1888) S. 27 und 
Note 1. Ich ermangle aber nicht, diesen Eevisionsgedanken neuer- 
dings in Erinnerung zu bringen. Vgl. insbesondere auch Morel in 
Blumers Handbuch III, S. 168. 

*) Mein Telephonrecht S. 124 und 128. 
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werden dürfe, weil sich der Staat oder die Ge- 
sellschaft hier unter allen Umständen anders be- 
helfen könne. 
3. Dass aber im Uebrigen die Expropriation sich 
unter der Bedingung rechtfertige, dass die Ab- 
tretung fiir die geschäftliche Anstalt erforderiich 
sei, resp. die in den einzelnen positiven Gesetzen 
bezeichneten Bedingungen vorliegen. 
Indessen auch abgesehen von den bestehenden Rechts- 
normen in den Expropriationsgesetzen würde ich, wie an- 
gedeutet, die sachliche Berechtigung zu der Einfahrung 
des Expropriationsrechtes im Interesse der Telegraphie 
und Telephonie durchaus nicht bestreiten, sofern für die 
Abtretung ein wirkliches Bedürfniss ^) existirt. Beiläufig ge- 
sagt wird dieses Zwangsrecht in Frankreich, Belgien, 
Griechenland, Norwegen, in der argentinischen Republik 
und in der nordamerikanischen Union bezüglich der Tele- 
graphie anerkannt. ^) 

Allein auch die Telephonie kann den Launen des 
Vertragsrechtes entschieden nicht ausgeliefert werden: 
die Errichtung und Unterhaltung dieses neuesten Ver- 
kehrsmittels rechtfertigt vollkommen die Geltendmachung 
der dem Expropriationsrechte innewohnenden Schärfe. 
Man mag das Grundeigenthum und die dinglichen Rechte 
überhaupt noch so hoch schätzen und deren „Heiligkeit^ 
noch so eifrig in den Vordergrund stellen: der sociale 
BegriflF und Inhalt des Eigenthums rechtfertigt jenen Ein- 
griff durchaus und ich halte eine andere Gonstruction aus 
dem transcendentalen Gebiete für ebenso aussichtslos als 



*) Vgl. bez. der Telegraphie auch die vom internationalen 
Telegraphenbnrean herausgegebene Schrift: Legislation t^l^graphique 
S. 75. 

*) Den Detailbeweis habe ich in meinem Telephonrecht S. 134 ff. 
geleistet. 

2 
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unnütz. ') Immerhin sei schon hier betont, dass ich zu 
Gunsten des Grundeigenthümers gewisse Gautelen befür- 
worte, namentlich für den Fall, dass die Expropriation nicht 
die Substanz der Sache erfasst und nicht mit einer Be- 
sitzesentsetzung verbunden ist, — ein Vorgehen, das, wie 
wir sehen werden, speciell in der Schweiz auf diesem 
Gebiete beobachtet wurde. 

Ein Gesetz von Louisiana hat ganz allgemein das 
Expropriationsrecht zu Gunsten der Telephonie ein- 
geführt.«) 



*) Literaturnachweise siehe ia meiner Schrift Das Recht der 
modernen Verkehrs- und Transportanstalten S. 34. 

*) Vgl. Annuaire de legislation ^trangfere X, S. 689. Die am 
gleichen Orte XIV. 793 enthaltene Notiz wird wohl den Sinn haben, 
dass auch in Massachusetts das Expropriationsrecht eingeführt wurde. 



n. 



Weit wichtiger für das practische Leben ist es, 
abgesehen von der staatsrechtlichen Stellung der Tele- 
phonie, zu untersuchen, welche Rechtsobjecte zu Gunsten 
dieser modernen Verkehrsfunction geopfert und welche 
pecuniären Aequivalente dafür ausgeworfen werden sollen. 

Bevor ich auf die Erfahrungen eintrete, welche in 
dieser Richtung auf dem Boden der Schweiz gemacht 
werden konnten, will ich feststellen, in welcher Weise die 
Oesetzgebungen von zwei Staaten vorgegangen sind. 

Im Allgemeinen ist es gewiss begreiflich, dass die 
gesetzgebenden Factoren sich scheuen, anlässlich einer 
ganz modernen technischen Anstalt positive Rechtsnormen 
zu erlassen; denn es tritt zu den gewohnten Bedenken 
hier speciell hemmend die gerechte Furcht, man konnte 
Bestimmungen treffen, denen schon die nächste Zeit mit 
ihrer unendlich raschen Beweglichkeit die Yoraussetzung 
und Basis wegnimmt. Allein ich gestatte mir hier zu 
sagen, dass die Telegraphenrechtsmaterie den Gesetzgebern 
in Deutschland und der Schweiz einen Respect einzuflossen 
scheint, welcher ihnen sonst nicht eigen ist : Yerfassungen 
und Gesetze werden wenigstens in der Schweiz mit der 
grossten Behendigkeit über den Haufen geworfen, revidirt 
und amendirt je nach der ephemeren Meinung, welche der 
Tag schwankend emporzieht, dass ich mich wirklich wun- 
dem muss über die auf diesem Boden herrschende Ste- 
rilität. Die Telegraphie hat eine achtbare Zeit grossen 
Wirkens hinter sich und noch ist es nicht gelungen, die 
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einfachsten Sätze des Rechtes hier zur Geltung zu bringen.^) 
Die gleiche Gefahr droht dem Telephonrechte. 

Indessen ist doch die stillschweigende Convention der 
Parlamente, die neuesten Schöpfungen der Verkehrs- 
anstalten zu ignoriren, stellenweise durchbrochen und ge- 
stört worden: das belgische Gesetz vom 11. Juni 1883 
(loi concernant l'6tablissement et Pexploitation de reseaux 
töl6phoniques) ^) und das franzosische vom 28. Juli 1885 
(loi relative k l'etablissement, ä l'entretien et au fonc- 
tionnement des h'gnes telegraphiques et telephoniques) ^) 
liefern dafür einen handgreiflichen Beweis. 

Das belgische Gesetz legte den Eigenthümem die 
Pflicht auf, in dem Luftraum über den Häusern und dem 
Terrain die Drähte der Telephonlinien der Privatgesell- 
schaften und des Staates zu dulden, soweit keine Be- 
rührung oder Verbindung der Drähte mit dem Dache 
stattfinde. Art. 4 bestimmt nämlich Folgendes: 



*) Auf diese Thatsache habe ich schon, wiederholt hingewiesen, 
allein ich muss gestehen, dass ein Erfolg nicht verzeichnet werden, 
kann. Indessen verliere ich den Math nicht und ich werde die 
ganze Frage an einem andern Orte noch einmal behandeln: der in 
Deutschland, der Schweiz und andern Ländern bestehende Tele- 
graphenrechtsnihiUsmus muss beseitigt werden. Einstweilen verweise 
ich auf meine Schrift Telephonrecht, S. 222 — 248, sowie auf das 
Recht der modernen Verkehrs- und Transportanstalten S. 110, 113 
und 114. 

•) Dieses Gesetz ist in meinem Telephonrecht S. 309/10 ab- 
gedruckt. 

') Vgl. den Wortlaut dieses Gesetzes in Goldschmidt's Z. XXXII, 
N. F. XVII, 548—551, sowie im Journal de droit international IX, 
S, 158/59 und Journal telegraphique X, S. 24^ (Entwurf daselbst IX, 
S. 55). Vgl. über dieses französische Gesetz Sanlaville, Responsabilite 
civile de TEtat en matifere de postes et de t^l^graphes, Paris 1886, 
Nr. 46, S. 103 ff. und G. Vidal, Le t^lephone au point de vue juri- 
dique, Paris 1886, S. 73 ff. Das Gesetz ist auf S. 120—123 ab- 
gedruckt. 
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Les propri^taires et occupants sont tenus de tol^rer aa- 
dessns de leurs bätiments on terrains les fils des lignes t^l^pho- 
niques r^gles par la presente loi, mais sans attache ni 
contact. 

Freilich ist es wahr, dass das Gesetz ausdrücklich 
die Schadenersatzpflicht für die Schädigung vorbehält, 
welche (wie das Gesetz sich ausdrückt) aus der An- 
wendung dieser Bestimmung entstehen kann. 

Noch wichtiger ist es darauf hinzuweisen, was Art. 4 
am Ende anordnet: 

II est interdit d'operer ancun travail sur les propri^tes 
priv^s ou sous ces propri^t^s, sans avoir obtenu, an 
pr^alable, le consentement de Toccnpant. 

Daraus er^bt sich, dass der belgische Gesetzgeber 
die Expropriation im Interesse der Telephonie ablehnt. 
Die Erstellung der Telephonanstalten kann darnach nur 
mit der Bewilligung der Grundeigenthümer erfolgen und der 
letztere ist nicht verpflichtet, das Expropriationsverfahren 
über sich ergehen zu lassen, einzig ausgeschlossen ist der 
Luftraum über den Häusern und dem Grundeigenthum. 
In diesem Puncto hat der belgische Gesetzgeber gefunden, 
das betreffende Becht sei so verflüchtigter Natur, dass er 
wohl eine allgemeine Duldungspflicht (servitus juris pu- 
blici) statuiren dürfe, zumal wenn die parallel gehende 
Ersatzpflicht mässigend und moderirend damit combi- 
nirt werde. ^) 

Allein die Statuirung dieser öffentlich rechtlichen 
Servitut involvirt nicht etwa das Recht der Telephonver- 
waltung oder -Gesellschaften, in die Privathäuser hinein- 



^) Allerdings war die Beifügung dieser Ersatzpflicht bestritten 
und nicht ^inmüthig anerkannt. Im G-egentheil wollte bestimmt 
werden: le passage exercä dans ces conditions ne donnera lien h 
ancnne indemnit^ k charge du concessionaire. Vgl. auch Annnaire 
de l^gislation ätrang^re XIII, 502, Note 4. 



— 22 — 

zugehen: mit Absicht spricht das belgische Gesetz nur 
von einem Toleriren und dieses Wort (tol^rer) wurde an 
die Stelle der ursprünglichen Redaction, welche Zweifel 
hätte aufkommen lassen können („laisser ^tablir^), gesetzt.^) 
Dieser Vorgang des belgischen Staates ist um so auf- 
fallender, als zu Gunsten der Telegraphie durch das Ge- 
setz vom 14. November 1852 (und durch dasjenige vom 
23. Mai 1876, betrefifend die localen Telegraphen) weit- 
gehende Schranken auf das Grundeigenthum gelegt wurden^ 
freilich ohne dass eine formliche Besitzentsetzung statt- 
finden sollte. Art. 4 des erstem Gesetzes sagt nämlich: 

Les propri^taires et locataires des terrains oa bätiments. 
8ur lesqnels le gouvernement reconnait n^cessaire d*^tablir une 
ligne tel^graphique doiveat, sans qu'k cet eflfet une d^possession 
puisse Itre exig^e, tol^rer le placement des poteaux, la con- 
duite des fils tant an-dessus qu'en dessous du sol, ainsi qne 
tout ce qne comportent le bon Etablissement, la surveillance 
et Fentretleii de la ligne telEgrapbique. 

Allerdings wurde auch hier der Schadenersatz vor- 
behalten.^) Aber es ist klar, dass durch diese Bestimmung 
ein Expropriationsrecht statuirt ist. Ich werde später aus- 
fuhren, in welcher juristischen Weise dieser Vorgang con- 
struirt werden muss. 

Aber es darf hier nicht verschwiegen werden, dass 
gerade die mit diesem Gesetze von 1852 und 1876 in 
Belgien gemachten Erfahrungen Schuld daran gewesen 
sind, weswegen die gleichen Normen auf das Telephon- 
recht nicht ausgedehnt wurden. *) Diese Thatsache muss 
allerdings zum Nachdenken auffordern. 

*) Vgl. Annuaire a. a. 0. Note 3. 

*) Vgl. mein Telephonrecht S. 134 .und 135. 

») Vgl. die am angemerkten Orte S. 135 und 136, Note 90 
und 91, aus der Discussion gemachten Auszüge. Daraus ist zu con> 
statiren, dass auch das Ministerium jene Telegraphenrechtshestim- 
mungen für zu rigoros erklärte. 
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Was das französische Gesetz von 1885 anbetrifft, 
so sind darin folgende Bestimmungen enthalten: ^) 

1. Der Staat hat das Becht auf oder unter dem Boden 
der offentliehen Strassen und Wege alle zur Construction 
und Unterhaltung der Telegraphen- und Telephonlinien 
nothigen Arbeiten vorzunehmen (Art. 2). 

2. Der Staat hat gleicherweise das Recht Telephon- 
träger sowohl an den Mauern der Gebäude oder Fagaden, 
die an die Strasse stossen, als auch selbst auf den Dächern 
und Terrassen derselben zu errichten, unter der Bedingung, 
dass man von Aussen dazu gelangen kann. 

Ebenso steht dem Staate das Recht zu, die Leitungen 
oder Befestigungen auf oder unter dem Boden von nicht 
überbauten Grundstücken zu erstellen, wenn sie nicht von 
Mauern oder andern ähnlichen Einrichtungen eingefriedet 
sind (Art. 3). ^) 

3. Die Erstellung der Leitungen oder Träger zieht 
keine Besitzesentziehung nach sich. Der Eigenthümer ist 
durch jene Vorrichtungen nicht gehindert, sein Haus nieder- 
zureissen, Reparaturen vorzunehmen oder höher zu bauen. 
Auch ist er nicht gehindert, offenes und uneingefriedetes 
Terrain nachträglich einzuschliessen. 

Dagegen muss der Eigenthümer in allen diesen Fällen 
die Post- und Telegraphendirection des Departements 

*) Was ich in meiner Schrift Das Recht der modernen Ver- 
kehrs- und Transportanstalten S. 124 nur kurz ausführte, soll hier 
im Detail und genau auseinandergesetzt werden. 

*) Art. 3 des französischen Gesetzes lautet im ursprünglichen 
Texte wörtlich folgendermassen : L'Etat a pareillement le droit d*^- 
tablir des supports, soit k Text^rieur des murs ou fagades donnant 
sur la voie publique soit m§me sur les toits et terrasses des bäti- 
ments, k la condition qu'on y puisse acc^der par Pext^rieur. — 11 
a enfin ögalement le droit d'^tablir les conduits ou supports sur le 
sol ou sous le sol des propriet^s non bäties qui ne sont pas ferm^es 
de murs ou autres cl6tures equivalentes. 
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einen Monat vorher von seinen Absichten unterrichten 
(Art. 4). 

4. Wenn die Träger oder Verbindungen auf der 
äussern Seite der Mauern und Fagaden oder auf den 
Dächern oder Terrassen oder auch auf den nicht einge- 
friedeten Grundstücken erstellt wurden, ist dem Eigen- 
thümer keine andere Entschädigung zu entrichten, als 
diejenige, welche den Schaden repräsentirt, der aus der 
Errichtung und der Unterhaltung der Linie entsteht. 

Der Betrag wird vom Präfecturrathe mit Becursrecht 
an den Staatsrath festgesetzt (Art. 10). ^ 

5. In dem Falle, wo es nöthig sein sollte, eine form- 
liche Besitzesentsetzung für die Erstellung der Linien her- 
beizufuhren, tritt das Expropriationsyerfahren ein (Art. 13). 

6. Die Schadenersatzklagen, gestützt auf Art. 10, 
verjähren in zwei Jahren (Art. 12). 

Dieses französische Gesetz, dessen weitere Bestim- 
mungen ich übergehe, bezeichnet eine überaus wich- 
tige Etappe im modernen Yerkehrsrechte. Immerbin 
mache ich darauf aufmerksam, dass die Yerpfiichtungen 

*) Art. 4 bestimmt in seinem Wortlaute folgendes: Dans tons 
les cas qni viennent d'ltre pr^vus, P^tablissement des condnits et 
sapports n^entraine ancune d^possession. La pose d'appais snr les 
mnrs des fa^ades ou sur le toit des bätiments ne peut faire obstacle 
au droit du propri^taire de d^molir, r^parer ou surelever. La pose 
des conduits dans un terrain ouvert ne fait pas non plus obstacle au 
droit du propri^taire de se clore. Mais ie propri^taire devra un 
mois avant d'entreprendre les travaux de dämolition, rdparation, sur- 
^l^vation ou cldture, prevenir Padministration par lettre charg^e 
adress^e au directeur des postes et des tel^graphes du d^partement. 

^) Lorsque des supports ou attaches seront placds k Texter ieur 
des murs et fagades ou sur les toits ou terrasses, ou encore lorsque 
des supports et conduits seront poses dans des terrains non clos, il 
ne sera du au propri^taire d'autre indemnitd que celle du prejudice 
r^sultant des travaux de oonstruction de la ligne ou de sou entre- 
tien . . . 
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der Grundeigenthümer sehr weit gehen und es wird 
sorgßlltig untersucht werden müssen, ob sich ähnliche Nor- 
men auch für andere Länder empfehlen. 

Beiläufig sei auch bemerkt, dass schon vor diesem 
neuen Gesetze zu Gunsten der Telegraphie eine Ab- 
tretung der Rechte der Grundeigenthümer ohne deren 
Besitzesentsetzung, allein gegen Ersatz alles Schadens ver- 
langt werden konnte^): man sprach in der französischen 
Doctrin von einer blossen „sujetion" zum Unterschiede von 
einer Expropriation^). 



*) Vgl. Daffry de la Monnoye, Theorie et Pratique de I'eipro- 
priation, 2. Aafl. I, S. 11 u. 12, und Rousseau, Correspondauce par 
lettres missives et t^lögrammes, 2. Aufl., Nr. 493. 

>) Sanlaville a. a. 0., S. 105. 



III. 



In der Schweiz wurde die auf dem Boden der Stadt 
Zürich verlangte telephonrechtliche Expropriation in der 
Weise eingeleitet, dass der Bundesrath folgende Publica- 
tion erliess: 

Expropriation. 

Das eidgenössische Post- und Eisenbahndepartement 
(Telegraphenabtheilung) will anf dem Expropriationswege das 
Kecht zur Aufstellung eines Telephonträgers nebst Anker- 
drähten auf der Liegenschaft X und das Zugangsrecht zu 
demselben auf unbestimmte Zeit und gegen eine jährliche Ent- 
schädigung*) erwerben. 

In andern Fällen wurde ein ,, Zugangsrecht ** nicht 
verlangt, in einem andern blos das Recht, Drähte über 
den Luftraum eines Hauses zu ziehen begehrt. 

Dies war das ganze factische Material, welches den 
Grundeigenthümern vorlag und auf Grund dessen sie ihre 
Ansprüche formuliren mussten. Selten ist wohl eine Ex- 
propriation in so dürftiger und fragwürdiger Art in Scene 
gesetzt worden, wie hier. Die Grundeigenthümer wurden 
vollständig im Unklaren darüber gelassen: 

1. welche Rechte eigentlich der Bund erwerben wollte, 
speciell ob es sich um die Einräumung von Servi- 
tuten oder blos von obligatorischen Rechten handelte ; 

2. was der Bund unter dem Zugangsrechte verstand 
und in welcher Weise es ausgeübt zu werden 
verlangt sei; 



*) In einer Publication wurde hier hinzugesetzt, „sofern dies 
zulässig ist**. 
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3. was unter der unbestimmten Zeit zu Terstehen sei; 

4. welche jährliche Entschädigung offerirt werde. 
Die oberste Behörde des Staates hatte sich, wie es 

sich nachher ergab, die Consequenzen ihres Vorgebens 
selber nicht klar vorgelegt: die ganze Materie war offenbar 
aus der Vogelperspective behandelt worden. 

Die natürliche Folge jener saloppen Procedur war, 
dass die bedrohten Hauseigenthümer in der vollständigen 
Ungewissheit der Sachlage sich den schlimmsten Fall vor- 
stellten und sehr hohe Entschädigungen verlangten. An- 
statt dass man sich darüber gelegentlich hätte aufhalten 
sollen % wäre es viel passender gewesen, die nöthigen 
Explicationen von Anfang an zu geben. 

Die Grundeigenthümer machten auf dem Expropria- 
tionswege ganz besonders folgende Argumente geltend. 

1. Bezüglich der Errichtung von Telephon- 
trägern auf den Dächern. 

Diese Anlage führe eine erhebliche Schädigung herbei: 

1. Der Verkehrswerth der Liegenschaften werde be- 
einträchtigt. 

2. Das bizarr und sonderbar gestaltete Telephonge- 
rüste verleihe den Gebäuden eine unheimliche Figur und 
verunstalte formlich die äussere Ansicht des Hauses. Bei 
der Taxation desselben komme aber auch die gefallige 
ästhetische Form in Betracht: durch die sonderbaren plum- 



^) Vgl. einzelne Klagelieder im Journal t^l^graphiqne X, 240 
und XI, 180. Der Vertreter des Post- und Eisenbahndepartements 
gab in der Bundesversammlung seiner Missstimmung auch energischen 
Ausdruck. Alle diese Betrachtungen wären entschuldbar gewesen, 
wenn der Bund nicht versäumt hätte, die Angelegenheit rechtzeitig 
zu studiren und über die intrikaten Fragen, welche sie darbot, sich 
selbst und Andern Klarheit zu verschaffen. 
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pen und gigantischen Telephonträger werde das Auge 
geradezu beleidigt. 

3. Die zahlreichen auf den Gerüsten liegenden und 
durch jeden Windstoss in schwingende Bewegung ver- 
setzten Drähte verursachen eine beständige Erschütterung 
in den obem Theilen des Hauses und diese wirke dadurch 
auf die Solidität beeinträchtigend ein. 

4. Ein Singen und Summen der Drähte führe ein 
widerliches Geräusch herbei, vermöge dessen die Bewohner 
der obersten Stockwerke und der Dachkammern schwer 
beeinträchtigt werden. Die obersten Stockwerke werden 
beinahe unbewohnbar. Die Erschütterung des Dachstuhles 
durch die in schwankende Bewegung versetzten unzähligen 
Drähte steigere sich bei stärkerm Winde und vollends bei 
Stürmen zu einer solchen Heftigkeit, dass die Bewohner 
das beängstigende Gefühl haben, das Dach werde abge- 
hoben, — zumal in der Nacht wirke das Summen imd 
Tosen höchst empfindlich und beunruhigend. 

2. Bezüglich des Zugangsrechtes. 

Hier wurde geltend gemacht, es liege eine specifisch 
neue und bisher unbekannte Species von Urbanalservituten 
(Wegrecht von der Hausthüre über die Treppe bis auf 
das Dach hinauf) vor: diese Belastung zwinge den Eigen- 
thümer zu einem Dulden, das seinen Befugnissen ganz 
wesentlich Eintrag thue. Die Belästigung, welche dieses 
Zugangsrecht bringe, sei nicht gering anzuschlagen; denn 
erfahrungsgemäss müssen häufig Inspectionen und Repa- 
raturen des Telephonträgers vorgenommen und die Losung 
von telephonisch^i Verwicklungen herbeigeführt werden. 
Das dadurch bedingte Aus- und Eingehen von Angestell- 
ten und Arbeitern, die dem Eigenthümer personlich nicht 
bekannt seien, mache das Haus zu einem halboffenen. 
Die 'Nachtruhe werde gestört durch das Geräusch der 
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auf- und abgehenden Arbeiter und es entstehe eine Unsicher- 
heit wegen Diebstahls, besonders in den Mansardenzimmern 
und Dachboden. Ueberdies werde der Hauseingang, das 
Treppenhaus und das Dach verunremigt. 

3. Betreffend das Ziehen von Drähten über dem 

Luftraum. 

Es handelte sich in Zürich um einen Fall, in wel- 
chem die Drähte in einer Höhe von 1,70 m., 2 m., 
2,30 m. und 3,05 m. über der Zinne des Daches gezogen 
wurden. Der Hauseigenthümer erklärte diese Manipula- 
tionen für schädlich, weil die Zinne auf dem Dache 
nicht mehr far die gewohnten häuslichen Beschäftigungen 
(Wäscheaufhängen, das „Sonnen^ der Bettstücke u. s. w.) 
und auch nicht mehr als Ruheplatz verwendet werden 
könne. Ueberdies wurde gesagt, die Drähte wirken schäd- 
lich und störend: 

a) durch das Singen und Summen; 

b) durch das Herunterfallen von Tropfen. Werden 
Eupferdrähte und andere kupferne Bestandtheile verwen- 
det, so bedinge dies eine sichere Zerstörung aller von 
denselben durch Abtropfen oder Abfliessen berührten, von 
Zink erstellten Bautheile. 

4. Betreffend das ganz ausnahmsweise Betreten 

des Daches. 

Auch wenn das Dach oder die Zinne nur gelegent- 
lich und ausnahmsweise durch die Telephonarbeiter mit 
ihren groben und genagelten Schuhen begangen werde, 
so entstehe eine Beschädigung: dies wurde vorgebracht 
und weiter beigefagt, es entstehe auch ein Schaden beim 
Verlegen und Ablegen der Drähte, durch das Ziehen des 
Zugseiles u. s. w. 
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Einzelne OrundeigentMmer behaupteten auch, dass 
ihr Dach gar nicht im Stande sei, die ganze Schwere der 
Telephonträger auf die Dauer auszuhalten und sie verlangten 
deswegen eine technische Unterstützung und Verstärkung. 

Ein anderer Grundeigenthümer machte geltend, dass 
der Druck der Centralstation so bedeutend sei, dass sein 
Haus einer ernstlichen Gefahr ausgesetzt werde: er ver- 
langte eine telephonrechtliche cautio damni infecti. 

Indessen will ich hier blos von den Expropriations- 
fragen sprechen. 

Die meisten Expropriaten erhoben sodann Opposition : 

1. gegen die Verpflichtung, sich mit jährlichen 
Entschädigungen befriedigen zu lassen; 

2. gegen die Fixirung einer Expropriation „auf und 
bestimmte Zeit". 

Die mit der Prüfung der erhobenen Ansprüche be- 
traute Schätzungscommission sprach sich zunächst und 
sicherlich mit Recht ungehalten darüber aus, dass die 
Grundlage für die Einleitung des Expropriationsverfahrens 
nicht in derjenigen Weise vorbereitet sei, wie dies zur 
Elarlegung aller in Frage kommenden Verumständungen 
und zur correcten Ordnung der Verhältnisse zwischen der 
Verwaltung und dem Expropriaten nöthig sei. Speciell 
führte die Schätzungscommission aus, dass nach ihrer An-"* 
sieht eine zeitweise Abtretung von Rechten nur dann vor- 
handen sei, wenn dieselbe durch einen bestimmten Ter- 
min abgegrenzt werde und dass eine Abtretung auf unbe- 
stimmte Dauer als eine definitive und immerwährende an- 
gesehen und abgeschätzt werden müsste, zumal es ja sonst 
ganz in der Hand des Exproprianten liegen würde, später- 
hin die Expropriation beliebig fortbestehen zu lassen oder 
darauf zu verzichten. 

Auf Grund dieser Betrachtung wurde dann von der 
Schätzungscommission dem Eisenbahndepartement eine 
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Frist angesetzt, um sich über diese Frage genau und be- 
stimmt auszusprechen, widrigenfalls angenommen würde, 
es verlange eine definitive, also nicht durch einen be- 
stimmten Termin abgegrenzte Abtretung der Berech- 
tigungen. 

Das schweizerische Eisenbahndepartement gab darauf- 
hin die Erklärung ab, dass es bei den vorliegenden Ex- 
propriationen nicht dte Bestellung einer Servitut oder 
eines andern dinglichen Rechtes, sondern die Einräu- 
mung einer der Zeit nach nicht begrenzten Befugniss ver- 
lange, welches Recht man als eine Miethe auffassen 
könne. Eine runde Erklärung aber darüber, auf wie viel 
Jahre diese Miethe beansprucht werde, wurde nicht abge- 
geben. Zur Rechtfertigung dieses Vorgehens wurde betont, 
die Erledigung dieser Frage hänge vielfach von der Weiter- 
entwicklung des Netzes und von den Fortschritten der Tech- 
nik, namentlich mit Bezug auf unterirdische Anlagen ab. 
In Folge dessen werden einzelne Träger vielleicht nur 
ganz kurze Zeit, andere dagegen eine längere Reihe von 
Jahren bestehen bleiben. Gerade dieser Unsicherheit we- 
gen sei das System der Abtretung auf unbestimmte Zeit 
gewünscht worden. Die Telephonuntemehmung könne 
nicht betrieben werden, ohne dass ein häufiger Wechsel 
in der Anlage der Leitungen nöthig sei. Diese Aende- 
rungen und der Zeitpunkt ihres Eintrittes können nicht 
vorausgesehen werden, so dass Niemand vorauszusagen im 
Stande sei, wie lange eine Leitung eine bestimmte Rich- 
tung verfolgen und wie lange ein Träger auf einem Hause 
bleiben werde. Daraus folge aber mit Nothwendigkeit die 
Unbestimmtheit der Zeit, während welcher das Recht ein- 
geräumt und die Entschädigung bezahlt werden müsse. 

Consequent mit dieser Auffassung ging auch das wei- 
tere Begehren des Staates, nur jährliche Entschädigungen 
und keine Aversalsumme zu bezahlen. 
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Die eidgenössische Scbätzungscommission, welche nach 
dem schweizerischen Gesetze in erster Linie über die Taxa- 
tion der Schadensfactoren zu entscheiden hattö, hielt die 
genannten beiden Begehren des Bundes für unbegründet. 
Es wurde in den Urtheilen vom 8. Januar 1887 nament- 
lich betont, dass das schweizerische Expropriationsgesetz 
die Zwangsenteignung in dieser Weise nicht kenne. Ge- 
mäss Art. 1 dieses Gesetzes könne (lauernd oder zeitweise 
expropriirt werden. Dies wolle sagen: entweder könne 
die Abtretung eines Rechtes definitiv und bleibend, oder 
aber nur für einen festbegrenzten Zeitabschnitt verlangt 
werden. Das gegentheilige Ansinnen stehe im Widerspruch 
mit den klaren Bestimmungen und dem Sinne und Geiste 
des Gesetzes. Auch sprach die Schatzungscommission dem 
Bunde das Recht ab, den Expropriaten durch periodische 
Leistungen zu entschädigen. Es wurde namentlich betont, 
dass das schweizerische Gesetz ein solches Entschädigungs- 
system nicht kenne. Die gesetzlichen Bestimmungen über 
den Schadenersatz haben die Meinung, dass für die Ab- 
tretung der Rechte eine einmalige, deren Werth entspre- 
chende Entschädigung ausgerichtet werde. 

Für die Frage, welches Recht durch die Expropria- 
tion erworben werden wollte, war von Bedeutung, ob trotz 
dieser Massregel dem Eigenthümer des Hauses nicht ver- 
wehrt bleibe, bauliche Aendef ungen, welcher Art sie auch 
seien, vorzunehmen. In dieser Beziehung gab der Bund 
während dem Expropriationsverfahren eine bejahende Er- 
klärung ab und er fügte bei, dass die Verwaltung vor- 
kommenden Falls die vorübergehende oder definitive Ver- 
legung in ihren Kosten besorgen werde. Immerhin knüpfte 
sie dabei die Bedingung an, dass die Verwaltung recht- 
zeitig von derlei Prpjecten in Kenntniss gesetzt, beziehungs- 
weise ihr ein angemessener Termin eingeräumt werde, da 
die auch nur provisorische Verlegung eines grössern Tele- 
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phonträgers auf mancherlei Schwierigkeiten stossen könne, 
deren Beseitigung immer eine gewisse Zeit erfordere. 
Ebenso wurde darauf aufmerksam gemacht, dass die Ver- 
legung eines Trägers auch diejenige der benachbarten 
Träger nach sich ziehen könne, wodurch die Schwierig- 
keiten natürlich noch vermehrt werden. Es wurde des- 
wegen ab Seite des Bundes ein jeweiliger Termin von 
drei Monaten in Yorschlag gebracht. 

Ueberdies wurde auf zwei weitere Fragen aufmerk- 
sam gemacht, welche hier kurz erwähnt werden. 

1. Wenn ein Hauseigenthümer der Verwaltung an- 
kündet, er beabsichtige gewisse bauliche Veränderungen 
und wenn darauf gestützt die definitive oder vorüber- 
gehende Verlegung des Telephonträgers erfolgt, der Eigen- 
thümer aber die Baute über Gebühr verschiebt oder gar 
nicht ausführen lässt, soll dann die Verwaltung die 
ihr unnöthigerweise und vielleicht durch blosses Uebel- 
woUen verursachten Kosten gleichwohl auf sich nehmen? 

Um solchen muthwilligen Schädigungen entgegenzu- 
arbeiten, beantragte der Bund in den Entscheid eine Be- 
stimmung aufzunehmen, wonach die Verwaltung innerhalb 
einer bestimmten Frist (z. B\ von 6 Monaten) ohne 
Weiteres berechtigt wäre, den Träger wieder zurückzu- 
verlegen und den Hauseigenthümer für die Kosten der 
beiden Verlegungen zu belangeo. 

2. Wenn ein Hauseigenthümer die ihm für eine be- 
stimmte Zeitdauer oder für immer zugesprochene Ent- 
schädigung empfangen hat und dann unmittelbar nachher 
Bauten ausführen lässt, welche eine definitive Verlegung 
des Telephonträgers bedingen, soll dann der Verwaltung 
die auf eine lange Zeitdauer bemessene Entschädigung 
verloren sein und dagegen der Hauseigenthümer für eine 
kurz andauernde Belästigung so hoch entschädigt bleiben, 
wie für eine langjährige oder immerwährende Servitut? 

3 
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Und die Verwaltung soll dann mit einem andern Haus- 
eigenthümer unterhandeln und ihn in ähnlicher Weise 
entschädigen, um in einigen Monaten mit einem dritten 
und vierten fortzufahren! 

Gegen eine solche Ausbeutung wurde Verwahrung 
eingelegt und betont, dass auch diese Eventualität für das 
System der jährlichen Entschädigungen spreche. Eventuell 
müsse bestimmt werden, dass der Hauseigenthümer im 
Falle der vorzeitigen Entfernung des Trägers einen ent- 
sprechenden Theil der erhaltenen Entschädigung an die 
Verwaltung zurückzuvergüten habe. 

Abgesehen von diesen zwei Ausführungen gab der 
Bund eine wichtige Erklärung ab, bei der er gerichtlich 
auch behaftet blieb imd welche in diesem Zusammenhange 
erwähnt zu werden verdient: er wolle haften für jede 
Schädigung, welche dem Eigenthum der Expropriaten 
zufolge der Existenz und Benützung der Telephonein- 
richtungen direct oder indirect, mit seiner oder ohne 
seine Schuld entstanden ist oder künftighin entstehen 
sollte und er wolle für jede Schädigung voll und ganz 
Ersatz leisten. 

Bezüglich der Ausübung des Telephonwegrechts 
über die Treppen der Hauseigenthümer hatte die 
eidgenössische Schatzungscommisslon ein Regulativ aus- 
gearbeitet, welches folgende von den Parteien allgemein 
angenommene Bestimmungen enthält: 

Art. 1. Nothfalle vorbehalten, darf die Expropriantin, resp. 
deren Angestellte das Eigenthum des Expropriaten zn dem Zwecke 
des Zuganges za den Telephonvorrichtangen, sei es zn deren Besich- 
tigung, sei es zu deren Reparatur nur betreten: 

a) von Anfangs April bis Ende October von Morgens 7 — 12 
Uhr und Nachmittags von 2 — 6 Uhr. 

b) von Anfangs November bis Ende März Morgens von 8 — 12 
Uhr und Nachmittags von 1 Uhr bis Nachts, bezw. bis 6 Uhr. 
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Art. 2. Die Angestellten der Expropriantin sind mit einer ihre 
Eigenschaft als solche ausweisende, den Stempel und die Unterschrift 
des Chefs des Telephonwesens der betreffenden Ortschaft tragende 
Legitimationskarte zu versehen, welche sie anf Verlangen des Hans- 
•eigenthümers oder seines Stellvertreters vorzuweisen verpflichtet sind. 
Ausserdem haben sie ein Dienstabzeichen (Dienstmütze) oder der- 
gleichen zu tragen. 

Art. 3. Kleinere Schädigungen, welche die Angestellten der 
Expropriantin beim Betreten des Eigenthums des Expropriaten oder 
bei Ausführung von Reparaturarbeiten an den Telephonvorrichtungen 
au jenem verursachen, haben sie auf Kosten der Expropriantin sofort 
entweder selber auszubessern, oder, wenn dies nicht möglich ist, durch 
einen vom Hauseigenthümer zu bezeichnenden Fachmann ausbessern 
zw lassen. 

Art. 4. Die Angestellten der Expropriantin sind gehalten, die 
von ihnen zu betretenden Theile des Eigenthums so viel als immer 
möglich zu schonen und Beschädigung oder Beschmutzung desselben 
zu verhüten. *) 

Das schweizerische Eisenbahn- und Postdepartement 
erkannte die Entscheide der Schatzungscommission nicht 
an und in Folge dessen gelangten die Processe an das 
Bundesgericht, welches eine Commission bestimmte, 
der ein Expertencollegium beigeordnet wurde. 

Diesem letztern wurde die Frage ebenfalls vorgelegt, 
ob es das System der jährlichen oder Aversalentschadi- 
gungen für richtiger halte. Die Antwort ging dahin, es 
sei das erstere „vom Standpunkte der Zweckmäsugkeit 
und Billigkeit aus^ dem andern vorzuziehen. 

Die bundesgerichtliche Commission hat dann in 
ihren „Urteilsanträgen* vom 16. Februar 1888 die Be- 
rechtigung des Bundes anerkannt, für die zwangsweise 
eingeräumten Bechte Rentenzahlungen zu entrichten. 
Bei der actuellen Bedeutung der Sache will ich hier die 
massgebenden Erwägungen wortlich beisetzen. 



^) nOiviUter'' sagen die Pandecten. Vgl. auch § 970 des Ent- 
wurfs des Deutschen Civilgesetzbuches. 
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Die SchatznDgscommission nimmt an, bei expropriationsweiser 
Anferlegnng einer Eigenthnmsbeschränknng müsse die Entschädigung 
stets in Form einer Capitalzahlung erfolgen und es sei jede Be- 
schränkung als eine dauernde zu erachten, welche nicht wenigstens 
ihrer Maximaldauer nach genau begrenzt sei. Darnach müsse denn 
hier, da die Eidgenossenschaft zu der Bezeichnung einer Maximal- 
dauer der von ihr beanspruchten Berechtigung sich nicht habe her- 
beilassen wollen, auf eine (unter der Voraussetzung ewiger Dauer 
der beanspruchten Rechte bemessene) Capitalentschädigung erkannt 
werden. Weder die eine noch die andere der Prämissen dieses 
Schlusses kann als richtig anerkannt werden. Vorerst ist es nach 
dem Bundesgesetze nicht richtig, dass als nzeitweise** Beschränkung 
(für welche das ausserordentliche Verfahren statthaft ist) nur eine 
solche Beschränkung gelten könne, deren Endtermin präcise bestimmt 
ist, beziehungsweise von welcher von vorneherein feststeht, dass sie 
einen genau bestimmten Endtermin nicht überdauern wird. Das Bundes- 
gesetz enthält nicht, wie manche andere Gesetze, eine Vorschrift^ 
dass als zeitweilige Beschränkungen nur solche behandelt werden 
dürfen, welche eine genau bestimmte und äusserste Dauer nicht über- 
schreiten, und aus der Natur der Sache folgt eine derartige positive 
Norm nicht. Aus der Natur der Sache folgt vielmehr nur so viel,, 
dass von einer zeitweiligen Abtretung bloss dann die Rede sein kann^ 
wenn feststeht, dass die Beschränkung (und zwar binnen absehbarer 
Zeit) überhaupt ihr Ende erreichen wird ; eine genaue Bestimmung 
des Endtermins ist nicht gefordert, es genügt vielmehr als Endtermin 
ein dies certus an, incertus quando, sofern nun eben aus den Ver- 
hältnissen sich ergibt, dass der Endtermin sicher binnen eines Zeit- 
raumes eintreten wird, welcher nicht so lange ist, dass nach der 
practischen Wirkung eine Abtretung auf diesen Zeitraum einer 
dauernden Abtretung gleichgeachtet werden müsste. Abtretungen 
auf „unbestimmte Zeit" in diesem Sinne (z. B. für die völlig genau 
ja nie mit Sicherheit voraus zu berechnende Dauer des Baues eines 
öfiPentlichen Werkes u. dgl.) sind denn auch der Praxis keineswegs 
unbekannt. Es kann nun aber allerdings auf diesen Punkt im vor- 
liegenden Falle ein entscheidendes Gewicht nicht gelegt werden. 
Denn hier wird nach dem Expropriationsbegehren, wie es in erster 
Linie gestellt ist, nicht die Einräumung von Rechten bis zu einem, 
nach objectiven Gründen auch nur annähernd bestimmbaren, End- 
termin verlangt, sondern schlechthin auf so lange als die Expro- 
priantin ihre Einrichtungen auf dem Hause des Expropriaten zu be- 
lassen für angemessen erachtet; dass sie dieselben über kurz oder 
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laog wegnelimen werde, wird allerdings als wahrscheinlich hingestellt, 
allein dafür, in welchem Zeitraum ungefähr dies geschehen werde, 
sind gar keine Anhaltspunkte gegeben; ja es ist sogar die Möglich- 
keit nicht ganz ausgeschlossen, dass die fraglichen Installationen doch 
definitiv für so lange als das zürcherische Telephonnetz überhaupt von 
der Eidgenossenschaft betrieben wird, beibehalten werden. Aus diesem 
Grunde wird dann allerdings nicht gesagt werden können, dass es sich 
hier um eine bloss „zeitweise** Abtretung im Sinne des Gesetzes handle 
für welche das ausserordentliche Verfahren hätte eingeleitet werden 
können. Es handelt sich vielmehr um eine Beschränkung von im 
vornherein gar nicht zu übersehender, vielleicht nur sehr vorüber- 
gehender, vielleicht aber auch längerer Dauer. Es ist daher vom 
Bundesrathe ganz mit Eecht das ordentliche Expropriationsverfahren 
eingeleitet worden . Allein entscheidend fsMt nun in Betracht, dass 
der Satz, das Gesetz lasse für Beschränkungen dieser Art nur die 
Entschädigung in Form einer Capitalsumme zu, als richtig nicht an- 
erkannt werden kann. Derselbe ist im Gesetze nicht begründet. Das 
Gesetz schreibt nur vor, dass die Entschädigung für (dauernde oder 
zeitweise) Abtretung oder Einräumung von Rechten eine vollständige, 
alle Yermögensnachtheile, welche dem Enteigneten ohne seine Schuld 
erwachsen, ausgleichende sein müsse (Art. 1 und 3 des eidgen. Ex- 
propriationsgesetzes). 

Ueber die Form der Entschädigung, ob bezw. in welchen Fällen 
diese in Capital oder Eente auszurichten sei, enthält das Gesetz keine 
Kegeln; schreibt es ja sogar nicht einmal, wie andere Gesetze, ex- 
pressis verbis vor, dass die Entschädigung in Geld zu leisten sei. 
Es haben daher die für die Bestimmung der Entschädigung einge- 
setzten Behörden, mit Rücksicht auf die Natur der jeweilen in Frage 
stehenden Enteignung und unter Beobachtung des Grundsatzes, dass die 
Entschädigung eine vollständige sein muss, frei zu entscheiden, ob 
die Entschädigung in Capital- oder Rentenform zu leisten sei. Wenn 
die Schatzungscommission ohne weiteres anzunehmen scheint, dass 
bei einer Expropriation, zumal bei einer solchen auf unbeschränkte, 
im Voraus nicht zu bestimmende Dauer, eine vollständige Ent- 
schädigung nur in einer Aversalsumme bestehen könne, so ist dies 
eine reine petitio principii, welche des Beweises durchaus entbehrt. 
Richtig ist zwar natürlich, dass, wenn das Eigenthum an einer Sache 
enteignet ^ird, die Entschädigung nur in einer Aversalsumme be- 
stehen kann; es wird ferner eine Aversalentschädigung dann auszu- 
sprechen sein, wenn in Folge der Enteignung in die Substanz oder 
bestimmungsgemässe Verwendbarkeit des Expropriationsob- 
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jectes eingegriflfen werden soll. Wenn es sich dagegen nnr nm 
solche Beschränkungen des Eigen thnms handelt, welche die Substanz 
und bisherige Benutzungsart der Sache im wesentlichen unver- 
ändert bestehen lassen und nur in einzelnen yerhältnissmässig 
untergeordneten Beziehungen die Verfügungsbefngniss und Nutzung 
des Eigen thümers auf eine nicht vorherzusehende Dauer beein- 
trächtigen, so erscheint eine Entschädigung in Eentenform 
durchaus als zweckentsprechend, d. h. geeignet, dem Eigenthümer die 
ihm gebührende Ausgleichung für die wirklich entstehenden ver- 
mögensrechtlichen Nachtheile zu gewähren, ohne ihm dagegen eine 
Bereicherung auf öffentliche Kosten zuzuwenden, wie eine solche 
entstehen müsste, wenn für eine vielleicht in kürzester Frist wieder 
wegfallende Eigenthumsbeschränkung eine Capitalabfindung, berechnet, 
unter Voraussetzung ewiger Dauer der Beschränkung, gewährt wird. 
Dies ist denn auch in der Literatur durchaus anerkannt (vergl. Thiel, 
Expropriationsrecht und Verfahren, S. 36, v. Rohland, zur Theorie 
und Praxis des deutschen Enteignnngsrechtes S. 57 u. f.; Löbell, 
Preussisches Enteignungsgesetz S. 42, vergl. S. 82 u. ff.; Eger, Gesetz 
betr. die Enteignung von Grundeigenthum u. s. w., I. S. 103 u. f.). 
Nun handelt es sich im vorliegenden Falle um eine Beschränkung der 
letzterwähnten Art, d. h. um eine Beschränkung auf unbestimmte und 
im voraus nicht abzusehende Dauer, welche weder die Substanz des 
Hauses der Expropriaten angreift, noch den bestimmungsgemässen 
Gebrauch desselben als Wohn- und Miethhaus aufhebt. Die Be- 
schränkung ist sogar eine so wenig intensive, dass deren Fortdauer 
insofern vom Willen des Expropriaten abhängt, als er dnrch dieselbe 
an baulichen Veränderungen, auch wenn sie mit dem Fortbestande 
der Telephonanlagen unvereinbar sein sollten, nicht gehindert wird. 
Diesem Sachverhältnisse entspricht einzig eine Entschädigung in 
ßentenform, bei Zubilligung einer Capitalentschädigung würde der 
Expropriat unter Umständen, wenn er z. B. in nächster Zukunft 
durch bauliche Aenderungen den Fortbestand der Telephonanlage 
unmöglich machen sollte, weit mehr erhalten, als sein Schaden be- 
trägt. Wird ihm dagegen eine Rente zugesprochen, so erhält er 
dadurch vollen Ersatz für diejenigen Naehtheile, welche ihm wirk- 
lich entstehen, d. h. für die Unannehmlichkeiten des Verbleibes 
und Betriebs der Telephonanlage, für so lange als diese eben 
thatsächlich besteht. Für bauliche Schädigungen seines Gebäudes 
durch Bestand und Betrieb der Telephonanlage ist der Expropriat 
durch die im Dispositiv 1 des Schatzungsbefundes ausgesprochene 
Haftbarkeit der Eidgenossenschaft, welche diese nicht bestreitet, voll- 
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ständig gedeckt. Die Einwendung, dass bei einer Veräussernng des 
Hauses die darauf zu Gunsten der Teleplionverwaltung haftende Be- 
schwerde sich in einem Capitalabzuge vom Kaufpreise geltend machen 
würde, ist unstichhaltig; denn es ist dabei übersehen, dass die frag- 
liche Last eben durch die Kentenberechtigung aufgewogen wird. 

Der Urtheilsanträg der bundesgerichtlichen Com- 
mission^) wurde von beiden Parteien acceptirt und er ging 
deswegen in Rechtskraft über (Erledigungsbeschlüsse vom 
13. April 1888). Insbesondere habe ich auch den von 
mir vertretenen Grundeigen thümem den Rath gegeben, die 
Entscheidung des ganzen CoUegiums des Bundesgerichts 
nicht anzurufen. 



') Vgl. auch ßundesblatt 1888, n, 651. 



IV. 

Bevor eine Taxation des Schadens hätte vorgenom- 
men werden sollen, hätte man sich über die nunmehr 
erörterten Grundlagen der Fragen klare Rechenschaft 
geben sollen. Anstatt dessen ist der umgekehrte Weg 
eingeschlagen worden. 

Liegt die Klarheit jetzt vor? Ist genau angegeben, 
welche Rechte von dem Expropriaten abgelöst oder welche 
Lasten ihm Überbunden werden? Ich fürchte sagen zu 
müssen, dass auch nach dem bundesgerichtlichen „An- 
trage" die entscheidenden juristischen Fragen noch nicht 
gelöst sind. Die Sache liegt in That und Wahrheit so, 
dass eine elementare Aufgabe noch nachgeholt werden 
muss. Es ist selbständig zu untersuchen und exact fest- 
zustellen, welche Rechte eigentlich abgetreten worden 
sind nach derjenigen Art der Expropriation, wie sie hier 
sanctionirt worden ist. Die einzelnen Fälle sind auszu- 
sondern und zu classifiziren: es liegt nicht blos ein juristi- 
sches Rechtsformular* vor, nach 'welchem alle Fragen be- 
handelt werden könnten. 

Nach meiner Meinung muss folgendermassen unter- 
schieden werden. 

1. Das Ziehen von Telephondrähten über den Luft- 
raum ohne Berührung der Dächer oder Zinnen. 

Theoretisch kann hier von einem telephonrecht- 
lichen Luftwegrechte gesprochen werden. In An- 
lehnung an die 1. 23, § 1 de servit. praed. rustic. 8, 3 
dürfte sich hier die Bezeichnung einer telephonrechtlichen 
servitus navigandi in figürlichem Sinne rechtfertigen. Noch 
zutreffender aber ist es, von einer telephonrechtlichen 
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servitus projiciendi (1. 80, § 1 — 18, 1) zu reden; denn von 
den Telephondrähten kann gesagt werden: ex meis aedibus 
in tuas aedes projecta sunt; es handelt sich dabei um eine 
Anlage (in weitem Sinne) auf dem Lufträume. 

2. Das Legen von Telephondrähten unter dem Terrain. 

Hier handelt es sich um ein unterirdisches Tele- 
phonwegrecht, — vergleichbar dem Rechte, einen Aquä- 
duct unter dem Terrain zu leiten. 

3. Die Erstellung von Stützpunkten auf den Dächern. 
Hier kann an die Rechtsfigur einer telephonrecht- 
lichen servitus tigni immittendi gedacht werden. 

4. Das regelmässige Betreten des Daches. 

Hier liegt ein telephonrechtliches Fussweg- 
recht vor. 

5. Das temporäre oder vorübergehende Betreten des 
Daches zum Zwecke des Drahtwerfens, zur Lösung von 
telephonischen Verwicklungen und bei XJnglücksföUen. 

Hier ist von einem telephonrechtlichen Tret- 
rechte zu sprechen, indem der Ausdruck aus den Nie- 
derungen landwirthschaftlicher Thätigkeit in den hohem 
Ereis der Telephonie gehoben wird. 

6. Das Aufstellen von Telephonstangen in den Boden. 
Natürlich kann auch hier, wenn die kleine Parzelle nicht 

zu Eigenthum abgetreten wird, eine telephonrecht- 
liche servitus tigni immittendi begründet werden. 

7. Die Benützung des Treppenhauses von der Strasse 
bis zum Dache hinauf. 

Dieses Recht des aditus erscheint als ein telephon- 
rechtliches Treppenwegrecht. In Anlehnung an die 
1. 6 de servit. leg. 33, 3 kann dasselbe ein telephon- 
rechtliches jus transeundi genannt werden. 

Allerdings muss man sich dabei der Thatsache be- 
wusst sein, dass dieses Recht im Grunde keinen selbstän- 
digen Zweck hat; denn es soll nur hülfs weise zum rieh- 



— 42 — 

tigen und rationellen Betriebe der Telephonanstalten dienen. 
Dieses Recht ist also nur ein Mittel zum Zwecke, ähnlich 
wie das Servitutrecht des Müllers über das Grundstück 
des Nachbars zu gehen, um den Wasseradern nachzu- 
spüren, oder des Inhabers von Brunnen, um die Teuchel- 
leitung zu inspiziren. 

8. Die Errichtung einer Telephonstation auf den 
Dächern. 

Hier liegt eine telephonrechtliche superficies vor. 

Nun ist es freilich richtig, dass die Einräumung aller 
oder einzelner dieser aufgeführten Rechte auch in einer 
einzigen juristischen Gestalt stattfinden kann, nämlich in 
der Form des precarium oder commodatum. Und that- 
sächlich kommen auch jetzt noch derartige Rechtsverhält- 
nisse in Deutschland und der Schweiz ausserordentlich 
viel vor. 

Femer ist nicht zu läugnen, dass die specificirten 
Rechte auch gegen Entgelt mit der Massgabe begründet 
werden können, dass keine dauernden und unbegrenzten 
Rechte entstehen, welche an der betreffenden Realität 
haften bleiben. Wie sind aber dann derartige Rechte 
juristisch zu characterisiren, wie sie in That und Wahr- 
heit nach dem geschilderten Vorgänge in Zürich begrün- 
det wurden? 

Das schweizerische Eisenbahndepartement sprach von 
einem Miethrechte. 

Allein diese ganze Gonstruction ist nach meiner Auf- 
fassung durchaus unrichtig. Es wurde dabei ein elemen- 
tarer Satz übersehen: Gesetzgebung und Litteratur sind 
vollkommen darüber einig, dass sich die Zwangsenteignung 
nur auf das Eigenthum und andere dingliche Rechte 
bezieht. Insbesondere spricht sich auch Artikel 1 des 
schweizerischen Expropriationsgesetzes klar aus, indem 
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es Jedermann verpflichtet, unter Umständen ,,8ein Eigen- 
thum oder andere auf unbewegliche Sachen bezügliche 
Hechte dauernd oder zeitweise abzutreten", und im zwei- 
ten Satze des Art. 1 wird nur noch hinzugefügt, dass der 
Ausdruck Abtretung von Rechten auch das Einräumen 
von Rechten involvire; allein auch diese Rechte können 
nur jene dingliche Qualität besitzen. Schon daraus ergibt 
sich, dass der Bundesrath über die juristische Figur der 
gewünschten Rechtsame im Dunkeln tappte. Wenn es 
sich um Miethrechte handeln würde, so wäre bei jedem 
Verkaufe des Hauses oder der Liegenschaft der Bund 
wieder auf das Trockene gesetzt : er müsste die Frage der 
Abtretungspflicht wieder neu ordnen und das Schätzungs- 
verfahren wäre wiederum durchzuführen. Kann diese 
Folge vom Bunde wirklich gewollt sein? Gewiss nicht. 
Allein welcher Art sind nun die dem schweizerischen 
Bunde nach den früher gemachten Erörterungen in Zürich 
eingeräumten Rechte? Angesichts der Thatsache, dass 
durch die erfolgte Expropriation an der Substanz der 
Realität und an der bestimmungsgemässen Benutzung der- 
selben nichts geändert, dass von der Liste der dem Eigen- 
thümer zustehenden Rechte nur einzelne Befugnisse ab- 
gelöst werden, ihm aber das Proprietätsrecht verbleibt, 
erscheint es mir allerdings klar, dass es sich nicht um eine 
effective Expropriation mit Besitzesentsetzung 
handelt, sondern dass nur Servitutrechte eingeräumt 
werden. Allein die mildere Form dieser Expropriation 
hat sich erst im Yerlaufe des Verfahrens gezeigt: sie steht 
grundsätzlich auf dem Boden des französischen Gesetzes, 
insofern als auch darnach eine „depossession** nicht eintritt. 
Gewiss hat die bundesgerichtliche Commission mit Recht 
ausgeführt, dass es an sich nicht unstatthaft ist, in dieser 
Weise zu expropriiren. Allein die Frage war nur die, 
ob das schweizerische Eisenbahndepartement diese Form 
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der Expropriation von Anfang an gewollt hat. Abgesehen 
von den litterarischen Nachweisen der bundesgerichtlichen 
Commission will ich noch auf einen andern Schriftsteller 
hinweisen, nämlich auf Eoch^). 

Freilich kann ich die Richtigkeit der von demselben 
entwickelten Ansicht nicht theilen. Es handelt sich gar 
nicht um die zwangsweise Bestellung obligatorischer Mieth- 
rechte, sondern um diejenige von Servituten. Es kann 
sich nur fragen , ob diese Servituten Prädial- oder Per- 
sonalservituten und wie sie genauer zu umschreiben seien. 

Nach meiner Meinung können grundsätzlich im Tele- 
phonrechte beide Specialitäten vorkommen, dagegen zähle 
ich diejenigen, welche nach dem geschilderten Expropria- 
tionsverfahren in Zürich zu Qunsten des Bundes begründet 
wurden, zu den Personalservituten. Ganz zweifellos sind 
diese eben erwähnten Lasten einer grossen Mannigfaltig- 
keit föhig und das Telephonrecht liefert den casuistischen 



^) Koch, Deutschlands Eisenbahnen I, S. 130. Dieser Schrift- 
steller führt Folgendes aus: Die Natur dieses Hechtsacts ist von 
der einer eigentlichen Expropriation, welche eine totale Entziehung 
des Eigen thumsrechtes, resp. dinglichen Rechtes voraussetzt, durch- 
aus verschieden. Während dort ein erzwungener Kauf vorliegt , ist 
hier, wo es sich um eine erzwungene Gebrauchsüberlassung gegen 
ein Entgelt (Mieth-, Fachtpreis) handelt, ein erzwungenes Miethver- 
hältniss (locatio conductio rei) als vorhanden anzusehen. Daher muss 
die Zeit und Art der Entschädigung eine andere sein, als bei der 
ein Kaufgeschäft enthaltenden Expropriation. Wenn sich also die 
Entschädigung auch alsbald genau bestimmen liesse, was bei der ün- 
gewissheit der Nutzungsdauer selten der Fall sein wird, so kann 
doch der Expropriat nach dem festzuhaltenden Gesichtspunkte der 
Miethe nicht verlangen, dass ihm alsbald der festgestellte Schadens- 
betrag voll, resp. in Bausch und Bogen geleistet werde, sondern 
er ist nur berechtigt zu verlangen, dass die Entschädigung als periodi- 
scher Miethzins festgestellt und nach Ablauf der betreffenden Mieth- 
periode ihm ausgezahlt werde. — Vgl. auch im gleichen Sinne 
Bessel und Kühlwetter, das preussische Eisenbahurecht, S. 56 u. 57. 
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Beweis dafür, dass alle Interessen, welche den Gegenstand 
einer Prädialservitut ausmachen, auch in die Form von 
Personalservituten eingekleidet werden können'). Aller- 
dings sind die hier vorliegenden Personalservituten von 
ausserordentlich beschränktem Inhalte*) : in der alten 
Theorie verwendete man bei solchen Servituten häufig 
den Tau£namen der Servitutes irreguläres oder innominatae. 
Ich will nicht sagen, dass es ganz immöglich wäre, die 
fraglichen Berechtigungen auch in obligatorischer Weise 
zu begründen : es müsste dann unterschieden werden zwi- 
schen der Beschränkung der Ausübung des Eigenthums 
und derjenigen des Eigenthumsrechts und es Hesse sich 
ja zur Noth sagen, dass hier nur jene, nicht aber diese 
vorliege. Es mag auch anerkannt werden, dass es eine 
quaestio facti ist, wann die betreffende Berechtigung obli- 
gatorisch oder dinglich bestellt werden will. Allein so- 
bald die Absicht besteht, (durch Vertrag oder Zwang) 
eine die Sache selbst belastende Schranke zu constituiren, 
welche dem persönlichen Schicksale des Eigenthümers der 
Realität entrückt bleiben soll, hat man es mit einer Ser- 
vitut und nicht mit einem obligatorischen Rechtsverhält- 
nisse zu thun. 

Dieser Fall liegt vor. Der Staat hat sich als juris- 
tische Person, als Haupt der gewerblichen Unternehmung 
der Telephonie, durch das Expropriationsverfahren jene 
dingliche Berechtigung einräumen lassen. Dinglich ist 
sie eben, weil der Staat sicherlich nicht die Absicht hatte, 
blos den bestimmten Grundeigenthümer A. und B. obli- 



^) Angesichts dieser Thatsache und den eigen thümlichen telephon- 
rechtlichen Rechtsfignren lässt sich der Satz von Paolns hier bestä- 
tigt finden: servitns hodie ex qnocnnqne loco constitni solet (1. 9 de 
servit. 8, 3). 

*) Vgl. auch den Entwurf des Deutschen Civilgesetzbuches 
(§ 1044). 
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gatorisch zu verpflichten, sondern ein Recht gegenüber 
der betrefifenden Realität zu erwerben. Die zwangsweise 
Bestellung einer solchen Servitut fallt auch nach meiner 
Ansicht unter Art. 1, 2 des schweizerischen Expropriations- 
gesetzes und nicht unter Art. 17, obschon es möglich ist, 
dass in den durch Art. 17, Nr. 1 und 2 vorgesehenen 
Fällen zeitlich genau terminirte Servituten begründet wer- 
den, sowohl Personal- als Prädialservituten*). 

Allerdings ist diese Personalservitut recht dünnmadchig 
und unendlich locker und sie streift ihrem Effecte nach 
ganz nahe an das Gebiet des precarium, — indessen be- 
ruht dies mehr auf einem Scheine. Der Umstand, dass 
die Telephonträger und die Drähte unter Umständen 
verlegt werden müssen, kann auch vom Standpunkte der 
definitiven und dauernden Einräumung einer Prädialser- 
vitut nicht verwundern: auch sie ist einer Verlegung unter- 
worfen, wenn dies ohne wesentliche Schädigung des prae- 
dium dominans geschehen kann. Wohl aber die Thatsache 
macht stutzig, dass die dem Staate eingeräumte Berech- 
tigung von dem Barometerstande des Herrn der Rea- 
lität abhängt, indem der letztere jeden Augenblick durch 
seine Baulust die Servitut illusorisch machen kann: ist 
eine solche Personalservitut nicht ein sehr schwächliches 
und gebrechliches Ergebniss grosser processualischer An- 
strengungen? Indessen hat das schweizerische Eisenbahn- 
departement eben die Freiheit des Grundeigenthümers 



*) Der Hauptsache nach beruht die Ausscheidung des ordent- 
lichen und ausserordentlichen Expropriationsverfahrens im schweize- 
rischen Gesetze auf geschäftlichen Gründen. Die Sache ist firelHch 
delicat. Man kann nicht etwa sagen, dass das ordentliche Verfahren 
die volle und definitive Abtretung mit Besitzesentsetzung regle, da- 
gegen Art. 17 theils ganz untergeordnete Abtretungen^ theils die 
zwangsweise Bestellung terminirter Servituten (ohne d^possession) im 
Auge habe. 
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ausdrücklich aaerkannt und die Servitut gilt also nach 
dieser Massgabe: die eigentliche Herbe und Bitterkeit ist 
ihr damit weggenommen. 

Mit Rücksicht aber auf jene Erklärung kann aller- 
dings die fragliche Personalservitut als eine resolutiv be- 
dingte bezeichnet werden, gemäss jenem Sprachgebrauch, 
wonach ein efifectiv begründetes Recht im Falle eines 
gewissen Ereignisses für die Zukunft aufhören soll. Frei- 
lich hat auch die Baulust (wenigstens bei überbautem 
Terrain) ihre von der Natur und den Baugesetzen fixirte 
Grenze und hierin liegt der Grund, weswegen ich glaubte 
sagen zu dürfen, dass die der Personalservitut des Be- 
rechtigten innewohnende Kraft leicht unterschätzt werden 
könne. 

Auch bei dem telephonrechtlichen Treppenweg - 
rechte sind gewisse Modalitäten und Schranken durch das 
allseitig anerkannte Regulativ geschaffen worden: usus ser- 
vitutum temporibus secerni potest forte ut quis post horam 
tertiam usque in horam decimam eo jure utatur . . .^) 

Abgesehen nun aber von der eben erwähnten zwei- 
fachen Massgabe, welche den in Zürich zu Gunsten des 
Staates errichteten Personalservituten im Einklänge mit 
den durch das französische Gesetz von 1885 ex jure 
publice telephonico dem Eigenthum auferlegten Lasten 
anhaften, möchte ich nur im Vorbeiweg noch darauf auf- 
merksam machen, dass es natürlich auch statthaft wäre, 
zu Gunsten der staatlichen Telephonanstalten dauernde 
Prädialservituten zu errichten. Sobald der Staat ein Haus 
eigenthümlich besitzt, auf welchem er eine Centralstation 
errichtet und unterhält, ist ohne jede Künstelei diese 



') L. 5, § 1 de servit. praed. urb. 8, 2. Natürlich kann jenes 
Regulativ nur inter partes wirken, so lange es nicht vom Staate 
allgemein erlassen ist. 
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Einrichtung als praedium dominans zu bezeichnen. Wirth- 
schaftlich und technisch erscheint die Telephoncentralsta- 
tion als der Sammelpunkt der sämmtlichen Theilinstalla- 
tionen des Abonnentennetzes: von der Centralstation (dem 
praedium urbanum) ist zu sagen, dass ihr die verschiedenen 
Berechtigungen (Drähte über die Häuser Anderer zu zie- 
hen, Stützpunkte auf den Dächern anzubringen, Telephon- 
stangen zu errichten u. s. w.) yortheilhaft (praedio utilis) 
seien. Auch das Element der Yicinität (sofern dasselbe 
bei Urbanalservituten noch in Frage kommen sollte) liegt 
vor, — allerdings in dem weiten Sinne des telephonrecht- 
lich gross gespannten Interesses. Endlich ist die Aus- 
übung des Bechts an die Bedürfnisse des herrschenden 
Gebäudes gebunden. 



V. 

Nachdem die juristische Bedeutung und der Umfang 
der telephonrechtlichen Expropriation festgestellt worden 
ist, wie sie in der Schweiz durchgeführt wurde, kann an 
die Frage herangetreten werden, welche Schadens- 
factoren sind bei der Taxation der Entschädi- 
gungssumme von Gewicht und wie sind sie im 
Einzelnen zu berücksichtigen? 

Die in Zürich vorgekommenen Fälle haben nicht alle 
telephonrechtlich relevanten Specialitäten betroflfen, indes- 
sen bieten diejenigen, welche effectiv vorkamen, sicherlich 
ein hohes Interesse. 

Die eidgenössische Schatzungscommission ging 
von der Ansicht aus, dass zwei Elemente in's Auge zu 
fassen seien, nämlich: 

1. Die Schädigung durch die Telephonanstalten hin- 
sichtlich des Yerkehrswerthes der Liegenschaft. 

2. Die durch die Zahl der Telephondrähte be- 
dingte Ausdehnung des eingeräumten Rechts. 

Dabei gelangte die genannte Instanz zu einer Schaden- 
ersatzsumme von: 

1. IV2 ^i'q des Yerkehrswerthes des Hauses, wenn 
kein Wegrecht über die Treppe des ganzen Hauses, son- 
dern nur die Aufstellung eines Telephonträgers 
und die damit verbundene Benützung des Daches ein- 
geräumt wurde. 

2. 2 7o des Yerkehrswerthes, wenn neben der Auf- 
stellung und Duldung des Telephonträgers noch ein 
Wegrecht über die ganze Treppe eingeräumt wurde. 

4 
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3. Daneben eine Entschädigung von 20 Fr. per Draht. 

Da die eidgenössische Schatzungscommission eine 
AYersalentschädigung für allein zulässig ansah, berechnete 
sie nur eventuell jährliche Renten von 5 7o ^^^ ganzen 
Aversalsumme (IV2 resp. 2 ^/o des Verkehrswerthes + 
20 Fr. per Draht). 

Da aber, wo nur der Luftraum oberhalb des Daches 
für das Ziehen der Drähte und ein ganz ausnahmsweises 
Begehen des Daches (ich redete von einem telephonrecht- 
lichen Tretrechte) in Anspruch genommen wurde, redu- 
zirte die Schatzungscommission den Schaden auf V* von 
IV2 7» ^ös Verkehrswerthes und 20 Fr. per Draht. 

Das von der bundesgerichtlichen Commission 
zugezogene ExpertencoUegium reduzirte diese Be- 
rechnungen: 

1. Für die Aufstellung und Duldung eines Telephon- 
trägers auf dem Dache in Verbindung mit einem Treppen- 
wegrechte wurde ein jährlicher Zins von S^o verrechnet von 

a) IV2 7o ^^8 Verkehrswerthes der Liegenschaft; 

b) 20 Fr. per Draht 

als sachgemäss angegeben. In einzelnen Fällen wurde 
die Verringerung des Verkehrswerthes auf 2 7» bestimmt, 
nämlich da, wo die Belastung für das Haus und die Zahl 
der Drähte gross war. 

2. Für die Aufstellung und Duldung eines Telephon- 
trägers ohne ein Treppenwegrecht wurde ein Zins von 
5 7o gerechnet von 

a) 1 7o d^8 Verkehrswerthes und 

b) 20 Fr. per Draht 
als genügend erklärt. 

3. Für die blosse Duldung der Telephondrähte über 
dem Lufträume in einer Distanz von 2,30 m. bis 3,05 m. 
über der Zinne in Verbindung mit einem exceptionellen 
Tretreohte wurde als angemessen bezei<5hnet: der jährliche 
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Zins von 5 7o) berechnet von 74 7o des Verkehrswerthes 
und 5 Fr. per Draht. 

Ueberdies hat das biindesgerichtliche ExpertencoUe- 
gium kleinere Entschädigungen für das Montiren eines 
neuen Trägers für begründet erklärt, ferner für nöthige 
Yerstärkungsarbeiten eines allzu schwachen Daches eine 
Summe gutgeheissen (950 Fr.), sowie für die dabei 
entstehende Belästigung und die dauernden Nachtheile 
(300 Fr.). In letzterer Hinsicht hat denn auch der bun- 
desgerichtliche „Urteilsantrag** mit Recht bemerkt, es 
könne dem Expropriaten unmöglich zugemuthet werden, 
abzuwarten, „ob ihm das Dach über dem Kopfe zusam- 
menbreche*'. In einzelnen Fällen wurde von der bundes- 
gerichtlichen Commission noch speciell ausgesprochen, dass 
die Verankerungen kunstgerecht befestiget und die be- 
treflfenden Stellen gegen das Eindringen von Schnee und 
Begen gehörig geschützt sein müssen. 

Auf Grund dieser Erörterungen wurden jährliche Ent- 
schädigungen (telephonrechtliche Renten) gutgeheissen: die 
bundesgerichtliche Commission adoptirte einfach die 
Berechnung der Experten. Dagegen wurde noch hinzu- 
gefügt: 

es sei beiden Parteien das Recht vorbehalten, 
nach Ablauf von fünf Jahren (von der Ueber- 
nahme des zürcherischen Telephonnetzes an gerechnet) 
auf eine neue Schätzung anzutragen. 
Dieses Dispositiv wurde formell damit gerechtfertigt, 
dass die Anordnung als solche (weil ein minus gegenüber 
dem principalen Begehren des Exproprianten) als zulässig 
erscheine und mit Rücksicht auf die besondere Natur des 
hier in Frage liegenden Yerhältnisses als sachlich gerecht- 
fertigt erscheine: „denn das Institut der Telephonie ist 
neu und es ist daher noch nicht durch eine in derartigen 
Dingen allein einige Sicherheit gewährende längere Er- 
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fahrung festgestellt, welches Mass von Belästigungen u. s. w. 
den Hauseigenthumem und Bewohnern der Bestand der 
Telephoneinrichtung im ordentlichen Laufe der Dinge nach 
sich zieht**. 

Yon besonderer Bedeutung scheint es mir nun zu 
sein, die Argumente zusammenzustellen, welche das Ex- 
pertencollegium der bundesgerichtlichen Commission vor- 
brachte. Die letztere hatte jenem neben der schon 
erwähnten principiellen Seite (jährliche oder Aversalent- 
schädigungen) noch drei weitere Fragen vorgelegt. 

Die Beantwortung, welche die Experten auf diese 
Fragen ertheilten, ist ziemlich detaillirt, allein ich glaube 
der Sache einen Dienst zu erweisen, wenn ich die haupt- 
sächlichsten allgemeinen Ausführungen (mit Weglassung 
der Anwendung auf die concreten Fälle) hier recapitulire. 
Es ergibt sich dann daraus, welche Factoren für die mit- 
getheilten Entschädigungen massgebend waren. Allerdings 
ist die Anwendung jener Sätze auf den speciellen Fall 
sehr wichtig und es bedarf keiner weitern Ausführung, 
dass jene allgemeinen Argumente unter Umständen sehr 
modifizirt werden müssen. 

I. Frage: Welches sind die Nachtheile, welche 
für das Haus des Expropriaten durch die Tele- 
phonanlage und deren Benutzung und Unterhalt 
entstehen? 

Antwort: Hier sind nach dem ExpertencoUegium 
folgende Unterscheidungen zu machen : 

A. Schäden und Belästigung, welche durch das Mon- 
tiren der Apparate und Leitungen dem Hauseigenthümer 
direct oder indirect entstehen. Es muss darunter sowohl 
das erstmalige Montiren der Apparate imd Leitungen ver- 
standen werden, wie auch späteres Ersetzen alter Träger 
durch neue und daherige grosse Umänderungsarbeiten bei 
den Leitungen u. s. w. Die daherige Arbeit des Ver- 
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Setzens der Drähte, der Wegnahme des alten Trägers und 
seiner Verankerungen, das Montiren des neuen Trägers 
und seiner alsdann kunstgerecht zu erstellenden neuen 
Yerankerungen , das Wiedermontiren der Drähte und 
alle bezüglichen Nebenarbeiten verursachen den Haus- 
bewohnern und dadurch direct und indirect dem Eigen- 
thümer ziemlich erhebliche Belästigungen. Eine Anzahl 
Arbeiter begehen tagelang das Haus und dessen Dach; 
die schweren Apparate werden durch die Treppen hinauf- 
und hinabgeschleppt, — auf dem Dache wird während 
vieler Tage gehämmert und geklopft, 

B. Die BTachtheile, welche dem Eigenthümer durch 
den Verbleib und Betrieb der auf oder an dem Gebäude 
angebrachten Telephonanlagen und Leitungen direct oder 
indirect entstehen. 

1. Controlpilicht des Eigenthümers über das Betreten 
des Hauses durch die Arbeiter. Sie wird vom Exproprian- 
ten allerdings nicht verlangt, ist dem Eigenthümer aber 
doch durch die Existenz des Trägers auf seinem Hause 
indirect aufgenöthigt und erfordert immerhin etwelche 
Zeit. Dazu kommt die Nothwendigkeit , die von den 
Arbeiten in Mitleidenschaft gezogenen Gebäudetheile zeit- 
weise zu inspiciren. Immerhin wird diese Pflicht mit 
verhältnissmässig wenig Mühe und Belästigung verbun- 
den sein. 

2. Störung der Ruhe durch die Arbeiter und Arbeiten 
selbst und Störung der Sicherheit, indem der zeitweise 
ofltene Weg durch's Haus von Unberechtigten benutzt 
werden kann; auch ist noch zu erwähnen die Unannehm- 
lichkeit, welche durch den kaum zu vermeidenden Ver- 
kehr der Arbeiter mit den Dienstboten entsteht. Diese 
Inconvenienzen sind sehr massige dann, wenn das Haus 
solid gebaut und das Treppenhaus von den eigentlichen 
Wohnräumen durch Glaswände abgeschlossen ist. 
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3. Yermehrte Abnutzung der zu betretenden Bäume^ 
insbesondere Gänge, Treppen und Dacheindeckungen theils 
durch den Verkehr zur Telephoneinrichtung selbst, theils 
und insbesondere durch die Bauhandwerker, welche ge- 
wöhnlich mit genagelten Schuhen versehen sind. 

4. Yermehrte Insalubrität im Innern des Hauses (Ein- 
gang, Vestibül, Treppen, Dachboden etc..) und auf dem 
Dache selbst in Folge Betretens und Arbeitens der Hand- 
werker und daheriges öfteres Nöthigwerden der Reinigung. 

5. Das Durchbrechen der Dacheindeckungen und 
eventuell die Alterirung der statischen Verhältnisse des 
Gebäudes scheinen durch die von der Expropriantin über- 
nommene vollständige Schadenersatzpflicht ^) genügend 
gedeckt. Sie sind aber hier immerhin zu erwähnen, ein- 
mal weil sie den Grad der Inanspruchnahme des Zugangs- 
rechtes beeinflussen und sodann weil solche Schäden nicht 
immer mit dein gewünschten Erfolge bekämpft werden 
und zuweilen einem Gebäude bleibend schaden können, 
ohne dass der Eigenthümer dafür voll entschädigt wird, 
weil die eigentliche Ursache davon oft schwierig auszu- 
mitteln ist. 

6. Räumliche Beschränkung durch die Construction 
des Trägers und durch die Drahtstränge. Hier kommt es 
darauf an, ob die Drähte hoch oder nicht sehr hoch über 
die Zinne gespannt sind und ob sie die Hängevorrichtung 
und damit die Benutzung der Zinne beeinträchtigen. Auch 
mag das Abtropfen der Drähte einige Inconvenienz bringen. 

7. Das Singen und Tönen der Drähte ^) ist in mas- 
sigem Grade, aber nur in den obersten Localitäten, ge- 
wöhnlich zu Dienstenkammern verwendet, fühlbar imd 



*) Ich habe von dieser durch den Bund abgegebenen Rechts- 
anerkennnng S. 34 gesprochen. 

') Vgl. darüber Wietlisbach: Die Technik des Fernsprech- 
wesens S. 121 f. 
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kann mit neu rationell angelegtem Träger noch mehr 
gedämpft werden, wenn nämlich nicht nur die Drähte vom 
Träger, sondern auch dieser selbst möglichst vollständig 
von der ihm als Unterlage dienenden Dachconstruction 
bezw. Mauer isolirt wird. 

8. Von Verunstaltung des Gebäudes kann allerdings 
unter gewissen Umständen gesprochen werden. Dabei 
kommt es namentlich auch auf die Lage an. 

9. Sodann ist noch beizufügen, dass, wenn der Ap- 
parat nicht durch einen sicher functionirenden Blitzableiter 
mit der Erde verbunden ist, nach Ansicht einiger Ge- 
lehrten eine, Erhöhung der Blitzgefahr eintreten kann, 
während Andere diese wieder bestreiten und die ganze 
Telephoneinrichtung selbst als einen vorzüglichen Blitzab- 
leiter betrachten. ^) — Nach Aussage des zürcherischen 
Telephoninspectors sind nun aber besondere Blitzableiter 
bei allen vorliegenden Fällen angebracht, so dass also die 
Existenz des Trägers zu Befürchtungen in dieser Hinsicht 
kaum Anlass gibt und ein !N achtheil daraus nicht wohl 
kann abgeleitet werden. Demnach darf dieser Umstand 
nicht ganz ausser Acht gelassen werden. 

C. Anfällig directe Beschädigungen an den Construc- 
tionen der Gebäude selbst, mögen dieselben durch die 
Montirung oder den Bestand und Betrieb der Apparate 
und Leitungen entstehen. Es ist vorauszusetzen, dass die 
Expropriantin ihre Träger nur auf genügend solide Ge- 
bäude und sichere Dachconstructionen abstellen darf. 
Sollte das Da<»h durch den Träger und seine Veranke- 
rungen bei starken Winden so erschüttert werden, dass 
erkennbare und unmittelbar von diesen Erschütterungen 
herrührende Schäden zu constatiren wären, was zur Stunde 



*) Ich verweise über diese Frage auf mein Telephonrecht 
S. 109 und 110. 
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nicht eintrifft, so hat die Expropriantin dieselben nach 
erfolgter Abschätzung voll und ganz zu vergüten und 
hernach die Construction genügend zu verstärken. Es 
wirken aber auch die kleinen Erschütterungen im Laufe 
der Zeit nachtheilig, ohne dass man im einzelnen Falle 
die Folgen erkennen kann. Die Verbindungen der Dach- 
constructionen, das Bedeckungsmaterial, wie Ziegel, Schiefer, 
Blech etc. werden mit der Zeit gelockert und es müssen 
allgemeine Reparaturen vorgenommen werden, die theil- 
weise eine Folge der genannten Erschütterungen sind, 
ohne dass man dasselbe aber genau und sicher nachweisen 
kann. Diese letztem Nachtheile, wenn auch nicht hoch 
anzuschlagen, müssen dennoch berücksichtigt werden, fallen 
aber mit den unter B. 5 oben behandelten zusammen. 

n. Frage: Sind diese Nachtheile oder einzelne 
derselben der Art, dass dadurch der Verkehrs- 
oder Miethwerth des Hauses vermindert wird? 

Antwort : 

A. Die Nachtheile, welche in Frage I, A oben er- 
wähnt wurden, sind nicht derart, dass der Verkehrs- oder 
Miethwerth des Hauses „direct" vermindert wird. Wegen 
einer einmaligen Belästigung, die durch die Montage eines 
neuen Trägers entsteht, mag dieselbe im Momente noch 
so unangenehm sein, wird wohl schwerlich ein Miether 
die Wohnung verlassen wollen oder eine Entschädigungs- 
forderung stellen oder ein Käufer sich dadurch imgünstig 
beeinflussen lassen. Wohl aber könnte der Fall eintreten, 
dass ein empfindlicher Miether sich deshalb erzürnt, sich 
fernere solche Belästigungen verbittet und dann mit seiner 
Entschädigungsforderung, Zinsermässigungsbegehren oder 
gar Aufkündung herausrückt, wenn die kleinern periodischen 
Belästigungen eintreten, die unter B oben berührt sind. 
Der Mieth- und Verkehrswerth des Hauses wird dadurch 
unerheblich gemindert, wenn auch nur indirect. 
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B. Dass die durch den Verbleib und Betrieb der 
Telephoneinrichtungen dem Eigenthümer des Hauses er- 
wachsenden Nachtheile, wie sie unter Frage I, B be- 
schrieben sind, denMieth- und Verkehrswerth ver- 
mindern, lässt sich mit Grund nicht bestreiten. Die 
wenn auch in geringem Masse eingetretene Beschränkung 
in der Benutzung der Dachzinne, die Einräumung eines 
Eingangs- und Durchgangsrechts durch das ganze Haus 
hinauf, das immerhin etwas störende Summen der Drähte 
und die andern oben angeführten Momente, mögen sie 
einzeln genommen auch noch so geringfügig erscheinen, 
bilden doch in ihrem Zusammenhange einen Factor, der 
bei der Werthung des Hauses mindernd infiuenzirt. Dazu 
kommt, dass überhaupt Rechte, welche sonst nur dem 
Eigenthümer zustehen, an die Expropriantin abgetreten 
werden müssen und somit das Eigenthum kein unbe- 
schränktes mehr ist. 

ni. Frage: Wie hoch ist diese Verminderung 
in Geld anzuschlagen? 

a) Für den Fall dauernder Enteignung in Form einer 
Aversalentschädigung ? 

b) Für den Fall der Enteignung auf unbestimmte 
Zeit oder auf eine Anzahl von Jahren in Form 
einer Jahresentschädigung? 

Antwort: Vorerst ist es angezeigt, das Princip der 
Schatzungsweise, welche das ExpertencoUegium als das 
richtige erachtet, im Allgemeinen zu erläutern. Schon in 
Frage I und II wurden die verschiedenen Arten der Nach- 
theile, welche der Expropriat erleidet, auseinandergehalten; 
es muss dieses auch bei Bestimmung des Entschädigungs- 
masses geschehen und hiebei ergibt sich folgender Modus 
des Schätzungsverfahrens : 

A. Für einmaliges Montiren der Apparate (Träger) 
und der Leitungen ist eine einmalige Extraentschädigung 
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von Fr. x' für den ersten und von Fr. x" für jeden fol- 
genden Draht, welche x' und x" in jedem Falle besonders 
zu bestimmen sind. 

Die oben unter Frage I, B 1, 2, 3, 4 und 6 ge- 
schilderten Nachtheile (Controlpflicht, Störung der Ruhe 
und Sicherheit, vermehrte Abnutzung, grössere Insalubritat 
und räumliche Beschränkung) werden nämlich am meisten 
und in erhöhtem Masse fühlbar während des Montirens 
der Apparate, und darum gebührt den Hauseigenthümem 
auch für solche während der Montirungsarbeiten ent- 
stehenden Inconvenienzen eine besondere Entschädigung, 
die aber auch bei jeder Erneuerung des Trägers auszu- 
richten ist, weil eine solche Feuerstellung die gleiche Be- 
lästigung bringt, wie die erste Installirung der betreffenden 
Einrichtung und zwar sind für den ersten Draht und die 
folgenden Drähte zwei besondere Posten auszusetzen, in- 
dem die verhältnissmässig grösste Belästigung durch die 
Montirung eines ersten Drahtes und den dafür nöthigen 
Träger erfolgt. Zwischen dem ersten und zweiten Draht 
ist kein grosser Unterschied mehr und zwischen den fol- 
genden ebenfalls nicht. Man wird durch diese Berech- 
nung jedem einzelnen Falle leichter gerecht werden können. 
Es sind bei . obiger Berechnungsweise die Apparate als 
vollgespannt anzusehen, resp. mit einer solchen Zahl von 
Drähten versehen, als sie normal und nach den Plänen 
zu tragen vermögen. Die Expropriantin hat dann das 
Becht, alle Drähte sofort oder successive in beliebiger Zeit 
daran machen zu lassen, ohne weitere Entschädigung für 
das Montiren, insofern nicht etwa die laut Plan bestimmte 
Zahl überschritten wird. Müssen wegen Vermehrung der 
Leitungen, wegen nöthiger Verbesserungen oder sonst im 
Interesse der Expropriantin resp. des Telephonwesens 
liegenden Gründen die Apparate (Träger) weggenommen 
und durch andere ersetzt werden, so ist, wie oben be- 
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merkt, die gleiche Entschädigung zu entrichten, wie bei 
einem erstmaUgen Montiren. 

In Fällen, wo die Verwaltung weder einen neuen 
Träger anbringen, noch einen alten durch einen neuen 
ersetzen will, sondern einfach neue vermehrte Drähte am 
alten Träger anzubringen wünscht, ist dasselbe zu ge- 
statten, wo nicht constructive Gründe dagegen sprechen. 
Es wird hier vorausgesetzt, dass diese neuen Drähte in 
gleicher Richtung wie die andern und nicht tiefer ange- 
bracht werden. Es hat in solchem Falle die Expropriantin 
den doppelten Betrag von x.*' als Entschädigung zu bezahlen, 
da die Störung durch Montirung eines einzelnen Drahtes 
eine verhältnissmässig grössere ist, als da, wo eine Mehr- 
zahl von Drähten gleio^zeitig montirt wird. 

Geschieht jedoch eine Veränderung oder Verlegung 
der Apparate durch Anlass des Expropriaten (Höherbauen 
des Hauses, Umänderungen an demselben etc.), so ist 
hiefür seitens der Expropriantin keine Entschädigung zu 
entrichten, wohl aber hat sie auf ihre Kosten die Appa- 
rate wegzunehmen und an geeigneter Stelle neu zu ver- 
setzen gemäss dem Schätzungsbefunde der eidgenössischen 
Schatzungscommission. 

B. In Bezug auf den Schaden, welcher den Expro* 
priaten, nachdem die Apparate gehörig montirt sind und 
die ganze Einrichtung einmal erstellt ist, durch den Ver- 
bleib und Betrieb derselben erwächst, ist grundsätzlich 
das System der eidgenössischen Schatzungscommission zu 
adoptiren, womit eigentlich die Parteien, wie aus ihren 
Vorträgen zu schliessen, einverstanden sind, und zwar ist 
hiebei in erster Linie die Zahl der Drähte, womit das Haus 
direct belastet ist, zu berücksichtigen und für einen Draht 
eine bestimmte Summe auszusetzen. Sodann kommt als 
zweiter Factor in Betracht die Verminderung, welche 
durch die in Frage I, B oben allgemein geschilderten 
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Nachtheile bezüglich des Mieth- und Verkehrswerthes für 
die einzelnen Gebäude herbeigeführt wird. Auch darin 
gehen die Parteien grundsätzlich einig und der Streit 
waltet nur über das Mass, welches diesem Factor beige- 
messen werden soll. In gleicher Hinsicht ist im Allge- 
meinen zu berücksichtigen, dass, wenn einmal die Tele- 
phoneinrichtung erstellt ist — wofür der Expropriat in 
jedem einzelnen Fall nach dem System des Expertencol- 
legiums besonders imd extra entschädigt werden soll — 
die mit dem Verbleib und Betrieb derselben verbundenen 
Inconvenienzen und Belästigungen an ihrer Bedeutung 
viel verlieren. Eine einmal solid erstellte Telephonein- 
richtung wird, wie die Erfahrung herausgestellt, nur selten 
Reparaturen nothwendig machen und die damit ver- 
bundenen Belästigungen werden daher auch nur .gelten 
eintreten. 

C. Anfällige directe Schädigungen am Gebäude selbst, 
entstehen dieselben durch die Montirung der Apparate 
und Leituügen oder durch den Verbleib imd Betrieb der- 
selben, sind von der Expropriantin unter allen Umständen 
voll und ganz zu ersetzen und wenn keine Verständigung 
zwischen den Parteien möglich ist, in jedem einzelnen 
Falle auf den Wunsch einer Partei hin besonders abzu- 
schätzen. 

Es ist dies so zu verstehen, dass die Expropriantin 
in erster Linie ihre Träger nur auf genügend solide Ge- 
bäude und sichere Dachconstructionen abstellen darf und 
sowohl den Träger selbst als die Verankerungen con- 
structiv richtig zu erstellen hat. Diese genügende Sicher- 
heit soll sich dadurch ausweisen, dass auch bei den hef- 
tigsten Stürmen und bei grösster Schneebelastung der 
Drähte, d. h. allgemein in den ungünstigsten Fällen, im 
Momente keine sichtbaren schädlichen Einwirkungen auf 
die Dachconstructionen zu constatiren sind. Wo diese 
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Constructionen ungenügend stark sich vorfinden, sind sie 
von der Expropriantin auf ihre Kosten und in genügender 
Weise zu verstarken, wobei der Expropriat für die da- 
durch verursachte Störung und allfällig andere daraus 
resultirende Nachtheile gebührend entschädigt werden soll. 

In zweiter Linie hat die Expropriantin zu sorgen für 
gute und kunstgerechte Aufstellung der Apparate, derart, 
dass weder Regen, noch Schnee oder Wind an den Be- 
festigungsstellen eindringen kann. 

In dritter Linie ist die Telephonverwaltung haftbar 
für alle Schäden, die in Folge ungenügender Ausführung 
der vorgeschriebenen Schutzmassregeln oder auf andere 
Weise in Folge Anbringung der Apparate entstehen sollten 
und constatirt werden können. 

In vierter Linie sind die Nachtheile, wie sie in Frage 
I C angeführt sind, welche nicht direct nachgewiesen 
werden können, zu berücksichtigen bei den Entschädigungs- 
quoten unter Rubrik B. 



VI. 

Die geschilderte Art der telephonrechtlichen Expro- 
priation und die höchst interessante Fixirung der einzelnen 
Schadensfactoren auf Grund einer einheitlichen Formel wird 
im schweizerischen Telephonrechte von präjudizieller 
Bedeutung sein. Die vorgeführten Bechtsfalle haben von 
diesem Gesichtspunkte aus wenigstens in der Schweiz eine 
weit über die concreten Streitigkeiten hinausreichende 
Relevanz: unzweifelhaft werden die aufgestellten Princi- 
pien auch in zukünftigen Fällen acceptirt werden. Dies 
ist der eine Punkt, auf welchen ich hinweisen mochte. 

Daneben aber gibt die ganze Materie, von der ich 
gesprochen und der ich einen über jene speciellen Pro- 
cesse hinausragenden Horizont zu gewinnen versucht habe, 
einen rationellen Anlass für die Juristen und für die 
Gesetzgeber, sich mit dem Telephonrechte zu beschäf- 
tigen. ^) Gewiss lässt sich freilich darüber streiten, ob das 
in der Schweiz angewendete System der telephonrecht- 
lichen Expropriation richtig sei oder ob nicht eher eine 
Expropriation im landläufigen Sinne vorgezogen werden 
solle. Ich mochte diese Frage zur Discussion stellen. 



') Für das gaaze Telephonrecht muss ein gesetzlicher Boden 
geschaffen werden, wie dies vereinzelt auch vom Bundesrathe anerkannt 
ist (Bundesblatt 1888, 11, S. 632/3). Bei dieser Gelegenheit wird 
dann auch das Telegraphenrecht zur Erörterung gelangen. Ein 
unfertiger Rechtszustand liegt ferner bezüglich der Dampfschiffe in 
der Schweiz vor. Vgl. meine Broschüre: die Rechtsstellung der 
Dampfschiffunternehmungen in der Schweiz (Bern 1888). 
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Der früher mitgetheilte Inhalt des französischen Ge- 
setzes von 1885 fordert ganz besonders zum Kachdenken 
heraus. Sind die darin niedergelegten telegraphen- und 
telephonrechtlichen Können auch in Deutschland und der 
Schweiz zu adoptiren? Kann es wirklich fiberzeugende 
Gründe geben, welche den Gesetzgeber veranlassen, eine 
allgemeine öffentlich-rechtliche Schranke gegenüber dem 
Grundeigenthum aufzurichten, wonach die Telegraphen- 
imd Telephoneinrichtungen dasselbe unentgeltlich benützen 
dürfen, — einzig vorbehalten den Ersatz für Schaden aus 
der Errichtung und Unterhaltung? Es lässt sich mit 
Grund nicht bestreiten, dass in sehr vielen Fällen von 
irgend einer ernsthaften Schädigung durch eine Benützung 
des Privateigcnthums gar nicht gesprochen werden darf, 
zumal wenn im Sinne des französischen Gesetzes die Be- 
rechtigung des Staates auf die Benützung von Aussen 
(ohne das Betreten des Innern des Hauses) beschränkt wird. 

Allein nach eingehendem Abwägen aller Gründe bin 
ich doch der Ansicht, dass es weit richtiger ist, den vom 
französischen Gesetzgeber betretenen Pfad grundsätzlich zu 
ignoriren. Zwar kann die Expropriationspflicht im Falle 
des Bedürfnisses der Telephonie nicht bestritten werden: 
dies habe ich klar und deutlich auseinandergesetzt. Auch 
will ich betonen, dass es entschieden nicht angeht, die 
Interessen des Privateigcnthums überall in allzu rigoroser 
Weise in den Vordergrund zu stellen. Allein ob wirkUch 
auch bei der mildern Form der telephonrechtlichen Ex- 
propriation durch Auflegung einer resolutiv bedingten Per- 
sonalservitut pecuniäre Interessen lädirt werden, muss 
richtigerweise dem verständigen Ermessen der in den ein- 
zelnen Staaten zur Beurtheilung vorhandenen Instanzen 
überlassen werden. Liegt eine Schädigung in dem ein- 
zelnen Falle des unendlich vielgestaltigen Lebens vor, so 
ist sie zu ersetzen und es wäre sehr ungerecht, einfach 
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durch die kühne Macht einer Formel zu decretiren: es 
gibt keinen Fall, in welchem durch die Duldung der tele- 
phonischen Anstalten das Privateigenthum beschädigt wird^ 
auch wenn dies nur nach Massgabe des französischen Ge- 
setzes von 1885 verstanden wird. 

Die in Belgien constatirten Erfahrungen müssen eben- 
falls von der Einführung solcher Bechtsnormen abhalten. 

In einer Richtung aber unterstütze ich das Vorgehen 
des französischen Gesetzes entschieden. Man geht auch 
nach meiner Meinung nicht zu weit, wenn dem Grund- 
eigenthümer die Verpflichtung auferlegt wird, das Ziehen 
von Drähten über dem Luftraum zu dulden, sofern die- 
selben in einer Höhe liegen, dass die bestimmungsgemässe 
Benützung nicht gehindert wird. Die starre Consequenz 
des absoluten Eigenthumsbegriffs führt allerdings dazu, 
dass auch für das Ziehen der Drähte in unabsehbarer 
Höhe über dem Lufträume eine Entschädigung gesprochen 
werden müsste: wer diese Logik vertritt, erweist der 
Rechtsromantik eine Huldigung. Allein mag man nach 
dem österreichischen Civilgesetze^) in vulgärer Weise den 
Luftraum als Zubehör des Grundstückes bezeichnen oder 
mag man auch in dem neuesten grossartigen Codifications- 
versuche des deutschen Reiches^) das Recht des Grund- 
eigenthümers noch so absolut auf den Raum über der 
Oberfläche erstrecken lassen: es bleibt doch wahr, dass 
diese begriflliche formula mit ihren Consequenzen zu den 
acrobatischen Kunststücken juristischer Dialectik gehört. 
Und es ist auch an diesem Orte darauf hinzuweisen, dass 
das Gesetz eines schweizerischen Kantons, in welchem 



1) Unger, System I, § 46, S. 363, Note 4. 

') § 849 des Entwurfs des deutschen Civilgesetzbuches lautet: 
Das Recht des Eigenthümers eines Grundstückes erstreckt sich auf 
den Raum über der Oberfläche und auf den Erdkörper unter derselben. 
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frische Alpenluft weht, der gesunden Vernunft näher ge- 
treten ist und dass es der Transcendentaljurisprudenz bes- 
ser auszuweichen verstanden hat. Ich meine das Gesetz- 
buch des Kantons Qraubünden, welches in § 185 Folgendes 
statuirt hat: 

Bei Grundstücken erstreckt sich das Eigenthum auf den 
Luftraum über und auf den Boden unter denselben, soweit 
jener und dieser dem Eigenthümer nutzbringend 
sein können. 

Wenn es wahr ist, dass die Luftwege frei sind für 
die Vögel und für die achtbaren Bestrebungen der Zu- 
kunftstransportmittel (die Luftballons u. s. w.)*), so kann 
nicht eingesehen werden, weswegen die Telephondrähte 
mindern ßechtes sein sollen, — es müsste denn sein, dass 
man jene juristische Verirrung dauernd schützen und re- 
spectiren wollte, welche „den in den Himmel hineinreichen- 
den privatrechtlichen Egoismus*'^) zum Dogma erhebt. 

Gewiss ist es schwer, die theoretische Abgrenzung 
zu fixiren, bis wohin der Eigenthümer berechtigt ist und 
von wo an das öfltentliche Gebiet beginnt. In einem Tele- 
phonrechtsfalle in Züfich hat die eidgenössische Schatzungs- 
commission den Satz ausgesprochen, dass man bei einer 
Distanz der Drähte von 4 m. von dem Dache oder der 
Zinne weg sagen könnte, es sei eine Beeinträchtigung des 
Hauseigenthümers in der bestimmungsgemässen Benutz- 
barkeit nicht mehr vorhanden (31. Januar 1887, Process 
Hergt). 



Dernburg, Pandecten I, § 198, S. 456, Anm. 4. Trotz der 
Prophezeiungen von Stephan (Weltpost und Luftschifffahrt, S. 74) 
will dieses Zukunftsverkehrsmittel immer noch keine ernsthaften 
Fortschritte machen. Aber ich hoffe doch, dass mir die Technik 
noch die Gelegenheit geben wird , ein Recht der Luftschifffahrt zu 
schreiben. 

*) G. Cohn, System der Nationalöconomie I, S. 385. 

5 
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Auch die bundesgerichtliche Commission hat in ihrem 
Urtheilsantrage vom 16. Februar 1888 den Satz ausge- 
sprochen : 

Es ist richtig, dass das Eecht des Grandeigenthümers an 
dem über seinem Grundstück befindlichen Luftraum nicht in*s 
Ungemessene sich erstreckt, sondern nur innert den Grenzen 
vernünftiger Interessen des Grundstückes anzuerkennen, ist. 

Das Telephonrecht liefert also einen casuistischen Be- 
weis dafür, dass das leere Compliment vor dem Eigen- 
thumsbegriffe , zu dem die landläufige Definition zwingt, 
von einer gewissen Distanz an nicht in klingende Münze 
umgesetzt werden muss. Stimmen aus dem practischen 
Leben streiten dafür, dass das von v. Ihering formulirte 
Criterium*) richtig ist, obschon Dernburg^) von ihm sagt, 
es sei für die Anwendung „nicht sicher und bestimmt ge- 
nug*', — als ob es überhaupt möglich wäre, alle mensch- 
lichen Dinge mit einem juristischen Zollstabe zu messen 
und als ob wir nicht häufig genug zu sagen gezwungen 
wären, der Weisheit letzter Schluss sei auch in der Juris- 
prudenz die verständige und sorgßiltige Abwägung der 
concreten Verhältnisse. 

Diese Erkenntniss im Telephonrechte ist ein theore- 
tischer Reingewinn, welcher beachtet werden muss^): 
darin liegt eine wahrhaft ethische Bechtsdividende, welche 
die telephonische Technik der modernen Jurisprudenz zum 
Geschenke macht. 

Dieses ethische Ergebniss ist im Telephonrechte auch 
wichtig bezüglich der „TJntererde". Supponirt, dass auch 
die Telephondrähte ähnlich wie dies vielerorts mit den 



*) Vgl. die Nachweise in meinem Telephonrechte, S. 96 ff. 
*) Dernburg, Pandecten a. a. 0. 

') Vgl. auch Annuaire de Legislation ^trangere XIII, S. 502, 
Note 4. 
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Telegraphendrähten geschehen ist^), der Erde anvertraut, 
also von den luftigen Höhen weg in die massive Tiefe 
versenkt werden, so entsteht sofort wieder die Frage : wie 
weit reicht die Berechtigung des Eigenthümers unter der 
Erde?'^) Werden die Drähte sehr tief gelegt, so gelangen 
sie in einen Rayon, der ausserhalb verständiger und über- 
haupt möglicher Nutzbarmachung liegt. Werden die 
Drähte aber überhaupt nur so tief gelegt, dass in dem 
betrefiFenden Falle die bestimmungsgemässe Verwendung 
nicht gestört wird, so ist nach meiner Meinung eine Ent- 
schädigung nicht zu bezahlen. 

Auch hier — in dieser umgekehrten Hinmielsrich- 
tung — ist es nicht möglich, die Distanz zum Voraus 
anzugeben, von wo an das öfifentliche Terrain beginnt 
und ein practischer Fall ist im Telephonrechte nicht vor- 
gekommen. Im Eisenbahnrechte ist die Frage tangirt 
worden und sie hat dort natürlich auch eine erhebliche 
Bedeutung'). 
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*) Vgl. darüber mein Telephonrecht, S. 85 — 87. 
*) Vgl darüber mein Telephonrecht, S. 102 ff. 
") Mein Telephonrecht, S. 103 nnd meine Schrift: Das Becht 
der modernen Verkehrs- nnd Transportanstalten, S. 38. 



